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Vorbemerkung 



Auf deu niichstehenden Blattern veröffentliche ich einen Vortrag, 
den ich im Zykhis der ukadennischen IJathausvorhä^^e am 14. Ja- 
nuar iy04 in Züricli gehalten habe. Der Vortrag erschien, auf viei 
Nummern Terteilt, Ende Januar 1904 in der Neuen Zürcher Zeitung; 
für meinen personlioben Bedarf wurden einige Sonderabdrficke her- 
gestellt. Auf dieae — im j^u^hhan^el i^iicht erhältliche — Publikation 
ist seither an verschiedenen 'Örten^ h^s^o^iers auch in BarsteUungen 
des deutsehen bürgerliehen Hechts, bezug genommen worden. Da die 
Frage der Erbrechtsrefonn lu ucrdings wieder lebhaft erörtert wird 
und in einigen Ötuateu zu neuen Gesetzesvorlagon geführt hat, er- 
schien es mir rätlich, meinen Vortrag nochmals in einer dem Buch- 
handel zugänglichen Form zu publizieren. Der Text ist unverändert 
geblieben, dagegen habe ich in den Anmerkungen die Literatur- 
nachweise zusammengesteUt und nachgetragen, was seit der Abhaltung 
des Vortrages in Gtesetzgebung und Literatur neu hinzugekommen ist. 

H. P. Hilzig. 

Zürich, September li)08» 
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^Dae Sclivveizei volk steht vor der A ereiiiheidichung seines Privat- 
rechts. Der A'orentwurf eiues Zivilsresetzbuchos ' ist von Experten- 
ktimnii^sionen durehberaten worden und reif für Diskussion und Be- 
8chlu88fas8ung der eidgenössischen Räte. So ist es viellci''ht nicht 
nnzeitgemäss, wenn im diosjähri^^en Zyklus der Katliausvortriige der 
Vertreter der juristischen Fakultät von der Zivilrechtskodifikation 
spriclit, an deren gutem Gedeihen unser ganzes Land interessiert ist. 
Nicht Yon dem Kodifikationswerk oder der Kodifikationsfrage im 
ganzen soll im folgenden gesprochen werden; nur yon einem ein- 
zelnen Problem, das freilich wegen seiner besonderen AVicbtigkeit 
zu allen Zeiten nicht nur die Aufmerksamkeit der Juristen, sondern 
auch diejenige der Denker anderer Fakultäten herausgefordert hat: 
von dem Problem des £Srbreeht8. 

Die besondere Schwierigkeit, die das Erbrechtsproblem der mo- 
dernen Zivilgesetzgebung bereitet, ist darm begründet, dass hier die 
beiden Wegweiser, die sonst dem Gesetzgeber ihre Direktiyen geben, 
nach Tersohiedenen Endzielen zu fähren scheinen. Der Oesetzgeber 
soll den lebendigen Kontakt der Gegenwart mit der Yergangenheit 
im Ange behalten und bewährte altfiberlieferte Institutionen, die uns 
als Bestandteil nationaler Kultur und Bitte erscheinen, nicht leichthin 
preisgeben : alle Kantone haben Erbrecht und ausgedehntes Erbrecht 
Anderseits: der Gesetzgeber soll ein modernes Gesetzbuch schaffen, 
das dem sittlichen Empfinden und den sozialen Bedürfiiissen unserer 
Tage entspricht ; da wird behauptet, das Erbrecht sei ein Elrbübel 

' Im Text ist unter dorn „Kutwurf der Departements-Entwurf von 1900 
verstanilcn, wie t^r dpr Kxppi tenkoiiiniission voil'^!» -'* wurde; in den Anmerkungen 
wiiil jt'wi'ilcii (ii r ciitHprecliciidt' Artikel des Zivilgesetzbuches atic^egebon. Den 
hier in Betracht fallenden Artikeln 484—487, 491 des Entwurfs von 1900 ent- 
spreokon jetzt die Art. 457—460, 466 des ZiTilgesetsbaehes. Eine materielle 
Xnderang ist nur in beiug euf Art. 491 des Entwurfes eingelreteii ; hier wurde 
der Abeatx 2 (Recht der Kantone, das Intestaierbreeht noch weiter zn beschränkend 
achon in der Expcrtcnkominicislon gestrieben. 
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[Rülf),- eine aristokratische Einriclitung (Menger die ^j^egen das 
Prinzip der Arbeit Verstösse, die Ungleieliheit des Besitzes fort- 
ptianze imd die Zahl der Besitzlosen vennehre ; man verlangt Ab- 
schaffung oder w enigstens Beschränkung des Erbrechts ; die Angriffe 
auf das Erbrecht kommen von verschiedenen Seiten, durciiaus nicht 
nur von den sogenannten staatsfeindlichen Parteien; die Projekte 
variieren nicht nur in der Frage, wie weit das Erbrecht gehen solle, 
sondern auch in der weitern Frage, was an Stelle des aufzuhebenden 
Erbrechts treten solle. 

Der moderne Gesetzgeber mnss zu diesen Fragen Stellung neh- 
men. In der Folge möge von den einzelnen in Betracht kommen- 
den Problemen nur das eine Problem der Begrenzung des Verwandten' 
erbreehts besprochen werden: soll das Geseta, wenn es bei Nicbt- 
Torhandensein eines Testaments (sog. Intestaterbfolge) die Verwandten 
des Erblassers beruft, alle Yerwandten berücksichtigen? oder gibt 
iBS Terwandte, die mit dem Erblasser so entfernt Terwandt sind, dass 
sie auch dann nicHt berufen werden sollen, wenn sie im konkreten 
Fall die nächsten überlebenden Verwandten des Erblassers sind?-^ 
Dabei sollen die besondem Fragen des Erbrechts der Ehegatten und 
der ausserehelichen Kinder nicht erörtert werden, ebensowenig die 
Frage der Erbschaftssteuer. Die Frage der Begrenzung des Ver- 
wandtenerbrechts soll lediglich als eine Frage der ZieUreehtskodi/i- 
kaiion behandelt werden ; im besondem soll geprüft werden, welche 
Entwicklung der Gedanke der Reform des Erbrechts im abgelaufenen 
Jahrhundert durchgemacht hat und wie die neuen Ideen auf die po- 
sitive Gesetzgebung eingewirkt haben und noch einwirken. 

Die l'raiie der Begrenzung des N'erwandtenerbrechts ist eine ver- 
hältnismässig junge Frage. Die grossen Gesetzgebungen des begin- 
nenden 19, .Jahr Im Uderts (pruussisches Landredit 1794, Code civil 
1804, öst' rn ichisches Gesetzbuch 1811)^ kennen entwcdei- iiber- 

h'i'lf, da> Erbrecht als Erbübel im Hinblick auf die zukünftigf I'iit- 
wicklung dor niensehiichen Gosellscliaft. 2. Auflas»*' (Datum nicht angegeben). 

^ A. Menger^ das bürgerliche Recht und die beeitzloseu Yolkäklassen. 4. Auf- 
lage (1908). S. »14. 

* Über die geeetiliefae Erbfolge des Zivilgesetebuclies vergleiche jetzt nament- 
lich 0. Lanfff Da» ffeaetzliehe Erbreeht in den Zttrcher Beiträgen sur Rechts- 
iviödonschaft (herausgegeben von Egger, Hafter, Hitzig und Huber) XT S. 1 If. (1906), 
i. Reicher im Schweiz. Jahrbuch 1 (1906), 8. 328 ff., M. Oser in der Scbwohs. 
Juri8teii-Z< itinig IV (IH07) ö. 253 ff. 

' Ätiheres über diese Gesetzgebungen g. u. b. 20 ff. 
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haupt keine oder eine praktisch kaum in Betracht kommende Be* 
grensang des Yerwandtenerbrechts. Diese Gesetzgebungen sind be- 
einflusst durch die Lehren der n€tiurreehüiehm Sekuhj es ist daher 
nicht ohne Interesse, diese Lehre selbst naher su prüfen. 

Die Grundlinien der naiurrechtlichen Lehre und schon bei dem 

Begründer der Schule, dem Niederlander Hugo Grotius^ deutlich er- 
kennbar. In «einem*! 625 erschienenen Werke de jm-e belli et pacis • 
führt er aus : wie der Monseh unter Lelicndcii frei über sein Ver- 
mögen vert'Ü!;»', so könne er uuch von Todes wenden durch Testanicut 
verfugen; das Testament sv\ tiue Art EigentuinsüWertragung auf den 
Todesfall, mit Vorbehalt v'nwv Tiesitz- und Oe luissbefugnis. Sterbe 
der Erltln>st'r ohne Testament, ohne auadrueklicJte Willenserklärung, 
8o sollt' soiii )ni<f)H(isf^/irhfr Wille g;clron, d. h. es sollen diejenigen 
Pt'isonen Erben aein, denen der Erblasser wahrsohcinhch den Nach- 
la^s zu2:ewendet härtf, wenn er sich hierüber in einem Testament 
ausgesprochen h;itte. Bei Ermittlung diese?* präHumtiven Willens sei 
davon auszugehen, dass der Erblasser das gewollt hätte, was der (ie- 
reclitigkeit und BiUigkeit entspricht; er hätte hiernach zunächst an seine 
Kinder, dann an seine Eltern gedacht. Fehleu Kinder und Eiteni, 
so sei das vom Erblasser erworbene A'ermogen — wieder nach dem 
präsumtiven Willen des Erblassers — dem zu geben, der sonst dem 
Erblasser der li<'bste (carissimus) war; das sei aber immer der im 
Grade michste Verwandte. Eine (irenze für dieses N'erwandtenerb- 
recht wird nicht aufgestellt. Die Schwächen dieser Theorie sind leicht 
zu erkennen; bie behauptet in zwei Punkten, was zu beweisen war: 
dass aus der Möglichkeit, unter Lebenden zu verfügen, auch die 
Möglichkeit der Testamentserrichtung abzuleiten sei: weiter: dass 
die Berufung der Verwandten und die Ordnung der Verwandten nach 
Gradesnähe dem Wunsch und dem Willen des Erblassers entspreche. 

Die Ideen des Grotius wurden namentlich durch Samuel Bifeti' 
dorf (de jure naturali et gentium 1672)^ weiter entwickelt. Auch 
er gründet das gesetzliche Verwandtenerbrecht auf den präsumtiven 
Willen des Erblassei's (sequenda voluntas testatoris probabilisslme 
praesumta). Der Erblasser habe den Nachlass demjenigen geben wollen, 
der ihm nach Pflicht und Neigung (officium et inclinatio) am nächsten 
stand. Bei der Erbberechtigung entfernterer Verwandten wirft Pufen- 

^ Ihtyo Grotiits, de jure belli et pacis II 6, 14; 7, 3 ff. 
^ Samuel Fu/tuäöt'/i de jure natura» et geBtium lY 11. 
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dorf die Frage auf, ob der Erblasser wohl nicbt diesen Verwandten 
seine Freunde vorgezogen hätte, mit denen er yieli^oht intenuYer 
und lieber yerkehrte als mit den Verwandten. Der Einwand wird 
aber rasch erledigt mit der Bemerkung, die Freundschaft erschöpfe 
sich im Verkehr unter den Lebenden, in gegenseitiger Unterstützung 
und Beratung ; aus der Tatsache, dass der Erblasser den X als Freund 
behandelt habe, folge noch keineswegs, dass er ihn auch zum Erben 
gewollt hätte; dagegen wohne jedem Menschen der Wunsch inne, 
dass seine Verwandten, seine Familie wohl versorgt und ausgestattet 
(familia omatissima) sei ; das Erbrecht der Verwandten habe in der 
Gemeinsamkeit des Blutes eine natSrUehe Grundlage, uud durch diese 
werde die Präsumtion des Berufungswillens des Erblassers gerecht- 
fertigt (in transmittenda hereditate non nuda respicitur benevolentia, 
sed et hoc, in quem nostra bona transire maxime oongruum sit). 

Ahnlich wie Pufendorf fir^^ummtiert im Beginn d(»s 18, Jahr- 
liuiideri« CJiristian ThumastKs in Halle In seinen Instirutiones juris- 
pnulentiae divinao (^1717) gelit auch er aus vom präsumtiven Willen 
des Erblassers (tacita voluntas). Er betont gegenüber i^ifcndorf, das» 
der Erblasser allerdintijs sich seine Freunde als Erben wünsche; es 
gebe aber zwei Arten von Freundschaft, eine natürliche und eine 
gewillkürte (spontanea amicitia) ; die crstere beruhe auf der Gemein- 
samkeit des Blutes, die letztere auf 8elb3tg:e.sehaffenen besonderen 
Beziehungen des einen zum andern. Als Grundlage für das Erbrecht 
eigne sich nur die natürliche Freundschaft, nicht die künstliche ; die 
letztere nicht wegen der Schwierigkeit der Unterscheidung und Ab- 
stufung.' 

Als Resultat dieser naturrechtlichen Lehren ergibt sich: alles 
Erbrecht wird auf den ausdrücklich erklärten oder vermuteten Willen 

des Erblassers zurückgeführt; das normale Erbrecht ist das testa- 
mentarische ; eine Begi*enzung des Verwandtenerbrechts existiert nicht; 
die Frage, ob entfernteren Verwandten der Staat vorgezogen werden 
sollte, wird gar nicht aufgeworfen. 

^ Christian Thomeuius, institutiones jurisprudentise divin« 11 10, §§ 177 If. 

' Thomasius fOgt hinzu: eui .k todt bat qnod, cum heec difficultas non in- 
cognita fucrit defuncto, et vero eidein facile per conditionem teetanienti obvpniro 
pohuBset, hoc ueglecto, ipse videretur declarare voluissef non attendeudos esa» 
amicos eiu»modi. 
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Diese Lehren werden in der französischen Revolution heftig be- 
kämpft. Es war zu erwarten, dase die weitauaachauendexi Geaets* 
gebuDgsprojekte dieser Zeit auch das Erbrecht in den Kreis der Re- 
formen einbeziehen wQrden. So begegnen wir in der sogenannten 
Periode des , Zwischenrechtes* (droit intermediairey 1789 — 1804) 
Tersohiedenen BefonuTorschlSgen; der Konvent geht dabei viel weiter 
als die Konstituante. Beratungen und Beschlüsse bezogen sich frei- 
lich mehr auf die Frage des Testamentes und der Testierfreiheit als 
auf die Frage des Intestaterbrechtes. Man wollte im besonderen das 
IMilitisohe Prinzip der Oleichh^t auch im Erbrecht in dem Sinne auf- 
atelleo, dass es dem Erblasser verwehrt sein sollte, durch testamen- 
tarische Bestimmung eine ungleiche Behandlung seiner Kinder an- 
zuordnen. Bei diesen Diskussionen werden auch die Grundlagen des 
Erbrechtes überhaupt erörtert. Mirctbean und Robespierre vertraten 
den Sntz, dass der Mensch über seinen Tod hinaus nicht verfügen, 
nicht der Nachwelt dii; Tyrannei seines Willens oktroyieren könne ; 
sterbe ein Mensch, so werden seine Hechte mit ihm verschlungen 
(les droits du proprietaire sont eiigloutis avec lui) : sein Yermögea 
falle an die Allgemeinheit zurück (rentrer dans le domaine commun, 
retonrner a la soeiete): die Allgemeinheit könne diesen Erwerb be- 
halten; feie k(»üne aber auch auf diesen Erwerb verzichten, ihn im 
bcsondfTon den Kindern des Testators belassen und so ein gesetz- 
liches N'erwnndtenerbrecht in grösserem oder kleinerem Umfang 
scliatt'en. Mirabean begründcr den Anfall an die Allgemeinheit (do- 
maine commun) mit dem Satz, dass auch Eigentum und Verfügungs- 
freiheit unter Lebenden nur kraft des Willens der Allgemoiaheit be- 
stehe (un avantage conf^^r^ par les Conventions sociales). 

Bas Clesetzy das den eigentlichen Abschluss der Erbrechtsgesetz- 
gebung der Revolution bedeutet, das Gesetz yom 17. Niyöse des Jahres 
II (6. Januar 1794) regelt das Intestaterbrecht der Yerwandten, stellt 
jedoch keine Grenze auf. Es verdient aber erw&hnt zu werden, dass 
unter den abgelehnten Anträgen sich ein solcher von Durand^Mmi^ 



■I* Verglelehe zum folgenden namenüioh SagnaCf la l^gialation oivile de Is 
r^volation franfsise (1898), 8. 213 flP, 847 ft^ Arvat 4inde sur let lois suceenovales 

la r^volution in der NouvcHo icviie hititorique de tlroli fViinrais «-t <'franger 
XXV nool), S. 444 ff., 585 ff., XXVII (1903), 8. f,7;J ff,; Vaüitr^ le fondemeni 
«tu droit sueeessoral cn droit fran^nis (1802), S. 183 ff. 

^1 Arm a. a. 0. 8. 479 ff. 



Digitized by Google 



lanf, nni s. ,luli 17'^*» an dii^ r,»niit<'' de leo^islution c^i^iichtet,'- be- 
fuiid, der üiii«! lintcrscheitluiii; verschiedener Karegorien von Ver- 
wandten enthielt; nach diesem Anrraj^ sollte der Staat als Si'l!<'»pfer 
alles Eigentums (cieateur de proprirte) von den Erbschaften eine 
bestimmte, nach den» Nähegrad der erbenden Verwandten ahgestufte 
Quote als Miteiy^entümer beziehen ; Verwandte im vierten Grad soll- 
ten ein Zwölftel, Verwandte vom fünften bis siebten ein Zehntel der 
Erbschaft dem Staat abgeben; war der überlebende Verwandte noch 
weiter vom Erblaaser entfernt, so sollte der l!itaat den Verwandten 
aus8€hlies8en und den Nachlass allein erhalten, wenn der Erblasser 
unverheiratet war, andernfalls mit dem überlebenden Ehegatten des 
Erblassers hälftig teilen. Der Oedanke einer solchen Beschränkung 
und Abstufung des Verwandtenerbrechtes wurde abgewiesen ; in dem 
Qeeetzbueh selbst (Code civil) hat sich in der Beschränkung des 
Seitenverwandtenerbrechtes (Grenze: zwölfter Qrad) eine leise Spur 
dieser Reformideen erhalten. 

Die grosse Bedeutung der neuen Lehren liegt darin, dass der 
Grundirrtum der naturrechtlichen Schule erkannt und dem Willen 
des Erblassers der Wille des Gemeinwesens gegenübergestellt wurde ; 
die Mirabeau-Robespierresche Formel (rentrer dans le domnine com- 
mun) kehrt, vielfach variiert« bei gleichzeitigen und auch bei späteren 
Erbrechtsgegnern und Erbrochtsreformern wieder. 

Zu einer neuen Auffassung des Erbrechts und seiner Grenzen 
führte die Hegeliehe Philosophie. War die naturrechtliche Schule 
des 17. und 18. Jahrhunderts wesentlich beeinflusst durch die posi- 
tiven Bestimmungen des römischen Hechts, m lehnt sich Hegel mehr 
an da.s gernianifsehe Kocht an. Die Ideen, die Hegel in seinem 
^"ar^rrecht (1821) vertritt, sind später besonders von dem orthodoxen 
Rechtsphilosophen Stahl^^ (isi')) weiter entwickelt worden. 

Nach der Hegel- Stahlschen Lelire steht daa Erbrecht in unauf- 
löslichem Zusannneidian^ mit der Familie: Das Erbrecht ist um der 
Familie willen da, es beruht auf der FamUiengi mehmhaff . Soweit 

'^Der Vorachlai; findet sich in einem von Durand-MaiHane vorgelcgtea 
plan de Code civil pour tonte la r^publique, vgl. Sagttav a. O.« 8. 231, 234, 

VaUiey n. a. Ü., S. 227, 237. Das Piojt kt war auch sonst oisrenartig, da c» 
Verwatidte vorscliiodciior Grade gleichzeitig, aber mit venchiedencu Quoten berief. 
S. untpii Anm. 30. 
^* üegel, Xuturreebt uud Staatüwissen^chaft im Gruudris» (1821) § 178. 
• StaM, Philosophie des Rechts, S. Aufl., II. Bd. 1. Abt. 8. 499 IT. 
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unter den Verwandten die Zuäammengehöiigkcit als eine Realitiit 
empfunden wird, soweit das FamUienbewusstsein reicht — soweit hat 
das Erbrecht der Familiengenossen eine natürliche Grundlage und 
Berechtigung; soweit ist es keine willkürliche Erfindung und Kon- 
zession des Gesetzgebers, und ebensowenig bedarf es hier der Be- 
gründung durch die gezwungene Annahme eines präsumtiven WUlens 
des Erblassers. Hegel und Stahl gehen aus vom Erbrecht der Kin- 
der; das elterliche Vermögen habe von Anfang an die Bestimmung 
an sich, dereinst auf die Kinder überzugehen. Hegel bemerkt in sei- 
nem Naturrecht wörtlich : ,,Die natürliche Auflösung der Familie durch 
den Tod der Eltern, insbesondere des Mannes, hat die Erbschaft in 
Ansehung des Vermögens zur Folge, ihrem Wesen nach ein Eintreten 
in den eigentümlichen Besitz des an sich gemeinsamen Vermögens 
ein Eintreten, das mit den entfernteren Graden der Verwandt- 
schaft und im Zustand der die Personen und Familien verselbstän- 
digenden Zersti'euung der bürgerlichen Gesellschaft um so unbe- 
stimmter wird, als die Gesinnung der Einheit sich um so mehr ver- 
liert und als jo<lc Elie das Aufgeben der vorigen Familienverhältnisse 
und die Stifruii^- einer neuen selbständigen Familie wird.** — Noch 
eingehender äussert sich Stahl: ^Das Krbrecht ist ein AusHuss des 
Fannlienbandes, insonderheit des elterlichen Bandes; dieses hat von 
fler Xatur die Bestiniiuung (r.'/oc), den Kindern die Fülle de^ Da- 
seins und darum aucli der Befriedigung mitzuteilen und in ihnen die 
FortHefzung der eigenen Per.iönlielikeit und darum suich des Ver- 
nir>gens /n hel)f!n. Xur uin 'Irr Kindt r u illen fjiht es ein Erbrecht^ 
wenn dies auch dann ausgedehnt ist auf andeic natürliche Verwandt- 
schaft, sowie auf künsthch nacdigebildcte Bande. — Die Sukzession 
der Kinder — und nach ihrer Analogie der A'erwandten überhaui>t 
— ist die notwendige Folge des Familienbandes, sie ist die dem elter- 
lichen ^'ermögen selbst innewohnende Bestimmung.^ 

Es ist klar, dass bei solcher Auffassung des Erbrechts dem 
Willen des Erblassers eine wesentlich andere Bedeutung zukommt, 
als nach den Lehren Grotius', Pufendorfs u. s. w. ; wenn bei den 
letztem der Wille des Erblassers Grund jeder Erbfolge ist, tritt dieser 
Wille bei Hegel durchaus zurück, ja, wir begreifen, dass Hegel über- 
haupt Bedenken trägt, Testamente zuzulassen und dass Stahl die Zu- 
lassung des Testaments und der testamentarischen Berufung nicht- 
verwandter Personen damit motiviert, dass der Erblasser durch die 
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TestamentsemchtuDg seine Familie künstlich erweitere; das Testa- 
ment sei eine „freie Nachbildung des natürlichen Familienbandet 
durch Adoption*^. 

Die Hegel-Stahlsche Lehre von der natürlichen BftgrÖndotfaeit 
des Yerwandtenerbrechts und vom Znsammenhang von Fanülie und 
Erbrecht hat in den letzten Jahrzehnten eine bedeutsame Untere 
Stützung gefunden in den geschichtlichen tJntersuehungen auf dem 

Oebiet der vergleichenden Rochtswissonschaft. Diese Forschungen 
liabt'ii er<reben, dass das Erbrecht gesrhicljtlicli ausge^anp^en ist vom 
rainilieiu'igciitum. Die rifschichto des Erbrechts hängt znsammen 
mit der Entwiokhing des 1 inlividuah^igenhims. So lange als Träger 
dos Eigentnnis — wcnigHtons an Imniobihen - - niclit ilei- einzelne, 
Sendern eine < Jeinuinödiaft ersclieint (Familie, ^ippe, l)nrf<i:emeinde), 
ist kein Kaum fiir ein Erbreclit gegeben. Stirbt ein einzelner Familien- 
genosse, so bleibt doch nach wie vor die Familie als Tnigoiin des 
Hechts; es ist nnr ein einzelner Partizipanr weggefallen, es sitzt einer 
weniger am gemeinsamen Herd, es is!<t einer wenij^er am gemein- 
samen Tisch. Freilieh, eine solche FamihengemeinHchati hatte auch 
ein Haupt, das die Arbeiten leitete und verteilte, das Familiengut 
verwaltete und nach aussen vertrat : starb dieses Haupt^ so blieb die 
Familie als Trägerin des Rechts, des Yennögens: von einem Erb- 
recht konnte nur insofern die Rede sein, als die Häuptlingseigen- 
Mchaft auf eine neue Person übei^ng. Die geschichtliche Entwicklung 
führt mit der zunehmcTiden Spaltung der Familien allmählich zum 
Individualeigentum des Famihenhauptes; das Familieueiyentum wird 
zum Familienerbreeht'y der emzelne verfugt unter liebenden über sein 
Out; bei seinem Tod aber fällt das Gut an die Familiengenossen; 
die Auffassung, dass das Gut diesen , verfangen^ sei, äussert sieh 
mancherorts darin, dass auch gewisse Verfügungen unter Lebenden 
an die Einwilligung der Erben gebunden sind. Erst am Ende der 
Entwicklnngsgescbichte erscheint das Testament, die Bezeichnung 
der Erben dnrch ein einseitiges Rechtsgeschäft des Erblassers; die 
Autonomie des einzelnen erscheint darin auf die Spitze getrieben. 
Die Geschichte des Testaments, insbesondere auch die Geschichte 
der Testamentsform, zeigt deutlich die Hindernisse und Bedienken, 
die dahei zu fiherwinden waren. Die Testamentsform bildet sich 
häufig auf Umwegen, das einseitige letztwillige Geschäft entwickelt 
sich aus einem Yertrag unter Lebenden ; verschiedene Rechte Hessen 
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das Testament iiberhiiupt nicht zu, oder doch nur dann, wenn leib- 
liche Nuchkoniinen des Erblassers fehlten; die testuraentarische Be- 
rufung .Nichrverwandter kleidet sich wohl auch in die Fonn eines 
AdoptioQsgeschäftes, ein deutlicher Beweis für die GrundauffasauDgi 
daas nur der Verwandte Erbe ist; der Nichtverwandte inuss erst 
adoptiert werden ; Adoption und Testament werden da in einen Akt 
zusammengezogen. Auch wo das Testament sugelastsen wird, werden 
die nächsten Verwandten durch Einräumung eines Noterbrechts ^egen 
die Willkür des Erblassers in verschiedenem Mass und auf ver- 
schiedene Art (Einräumung eines „Pflichtteils^, Beschränkung des 
Erblassers auf eine ^verfügbare Quote^ u. dgl.) geschfitzt Kurz: 
die geschichtliche Entwicklung ergibt: Das Erbrecht hängt auf das 
engste zusammen mit der Familie und der Familienorganisation ; 
das Testament ist nicht, wie die naturrechtliohe Schule angenommen 
hatte, Grund und Ausgangspunkt des Erbrechts, sondern im Gegen- 
teil Endpunkt, Kulminationspunkt. 

Der Satz, dass das Erbrecht in der Familiengemeinsohaft wurzelt, 
wird heute ziemlich allgemein anerkannt, nicht nur von den Yer^ 
fechtem der heutigen Erbreohtsordnung, sondern auch von denjenigen . 
Erbrechtsreformern, die das Erbrecht im Prinzip beibehalten, aber 
einer Beschränkung unterziehen wollen. Wenn Hegel nur nebenbei 
die Bemerkung gemacht hatte, dass mit den entfernteren Graden der 
Ycrwand tschaft die Gesinnung der Einheit sich um so mehr verHere, 
so ziehen neuere (ßluntschli, Baron, Bernhöft u. a.) hieraus die Kon- 
«equenz, das« das Erbrecht der Verwandten seine natürliclie He- 
gründetheit da nicht melir habe, wo die Gesinnun*^ der Einheit er- 

Zu den folgeinloii Krörtoniiiirr n vergleiche besonders fC. Mitn: r'nger^ erb-' 
rechtlicho Studien (1874): li/nnfsrhll, das Erbrecht und die lieforin des Ki brechts in 
den gesamiuühtiii kleinen bchriitcn (1879) 1 S. 233 ff.: J. Baron, Angnlie auf das 
' EAreoht (1877) und im Archiv fQr eir. Praxis, LXXV, S. 177 tt.\ 9, Planta^ Die 
Bekonstraktion der Familie und des Erbrechts (1886); Zollf romisohes und heutiges 
Intestateriireebt (1890): 0. Bähr, im Archiv fDrbUrg. Recht, 111(1890), B. 141 fT. 
F. Bernhöftj tat Reform des Erbrechts (1894). E. Iluhtr, Betrachtungen Ober die 
VenMnbeitlichting des jichweiz. Hrbreclifs (1895). Cimbali, la nimvR fnsp dpi diritto 
civiie nei rapporti economici e Hociali con prupostc di it'fonna dellii Ifi^islazioiit^ civilc 
vigente 1895. t». Walter^ licferat für die Jahres verbuuiiulung der schweizerisclien 
gemefain&tsigen Oeselliolialt 1 895. VaUiert le fbmdement du droit sueoesBOral en droit 
francais (1902)* Menger^ neue Staatslehre, III. Auflage (1906), 8. 121 ff. BamUrgtr, 
IMireehtsnifonii (1908). PappenkeSm, Deutsche Juristenzeitung 1908, S. 609 ff. 
8ehiffnei\ Die Krbrechtsrcform in der Novelle luni Österreich, allgem. bflrgerl. 
Gesetzbuch (1908), 8. 20 ff. 



Digitized by Google 



— 14 — 

loschen ist. Kine Familiengemeinschaft, <lie ein Erbrechr rechtfertige, 
sei nicht melir vorhanden, wo keine Familien pfikhien und kein Fa- 
mUienbewusstsein mehr existieren (Baron). Die Gesetzgebung solle 
daher nidit schabloaenhaft den Verwandten (in infinitum) Erbrecht 
gewähren, sondern den Grad der Verwandtschaft fixieren, bei, dem 
(lie Erbbereohtigung aufhöre; es bestehe kein Grund dafür, denen 
Erbrecht zu gewähren, die der Volksmund als lachende Erben be- 
zeichne, Verwandten, bei denen die Bluts2:emeiriachaft in minimaler 
Dosts erscheint, die sich zu Lebzeiten des Erblassers udi diesen nicht 
kümmerten oder höchstens insofern, als sie seinen Tod herbeisehnten. 
Gerade bei derart entfernten Verwandten erscheine daa Erbrecht als 
ein dem Prinzip der Arbeit widerstreitender Glücksgewinn, für deD 
ein sittlich rechtfertigender Grund fehle ; in der Kegel sei hier auch 
der Empfanger nicht fähig oder nicht gewillt, von dem Empfang^en 
einen wirtschaftlich richtigen und vernünftigen Gebrauch zu machen. 
Schon die blosse Aussicht auf den Gewinn (durch die Beerbung eines 
entfernten Verwandten) verleite leicht zu Müssiggang, widerlicher Spe- 
kulation und Erbschaftssucherei; die Prozesse Über solche Erbschaften 
entfernter und nie gekannter Verwandter können ungeahnte Dimen- 
sionen annehmen und einen Aufwand an Zeit und Geld verursachen, 
der in keinem Verhältnis steht zu dem Erfolg» der im Endresultat 
erreicht wird ; neben den ursprünglichen Erbprätendenten können im 
Prozess unerwartet andere, gleich entfernt verwandte Personen auf- 
treten, die nun mit dem ursprünglichen Kläger konkurrieren und zu 
Teil jj,ehuü, oder gar ni)ch näher verwundte Personen, die den Kläger 
ausschliessen. Zoll berichtet aus der österreichischen Praxis von 
einem jVliUionenerbschaft^])rozess, der 121 Jalue dauerte: nach Ab- 
zug der Kosten und anderer Abgänge (durch Verschleppung und 
Verzettelung deM Naclihusseb) verblieben schliesslich noch 22,000 
(»ulden, dit' unter rund zweitnusend Ei'lien xu teih-n wan'n. Wir 
kenn<Mi heute au!j üeschichten und nioraHsit reiKh'n Mrzähhuii;en ver- 
schie(h'nei' Art die Figur des lachenden Erlx-n, (hau die Erbschaft 
eines entfernten Erbonkel« unvermutet und mühelos in den 8chos8 
fiillt, dem sie aber nicin zum Segen gereicht : wir kennen aber auch 
die Figur des entfernt vei w aiidt«'n Erben, den sein Erwerl) drückt, 
der in der Zufälligkeit deö Erwerbes eine Ungerechtigkeit gegen 
andere Verwandte und die Allgemeinheit erbUckt, und das Bedürfnis 

W Zoll, a. a. 0. (s. Auin, 16), S. 53 ö". 
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eiuphndet, andere, dit» Nttr ieidon, an dein Gewinn teiiüulimeu zu 
lassen, ein*^ Situation, die in jüiifrsrcr Zoit r. B. Paul Margueritte in 
der Erziildung- ^Lcs truis couisinos" geschildert hat. 

Will der moderne tiesetzgeber diener R 'formidee nachgeben, 
80 hat er eine doppelte Präge zu beantworten : a) bei welchem Ver- 
wandtschaftsgrade hört das Familienbewusstsein aut :* b) was geschieht 
mit dem Nachlass, wenn der Erblas^ser keine erbberechtigten Ver- 
wandten hinterlässt und auch durob Testameat nicht Terfügt hat? 
— Dieüe beiden Fragen hängen aufs engste zusammen; je .kleiner 
die Beantwortung der ersten Frage den Kreis der erbberechtigten 
Verwandten zieht, um so grösser wird die praktische Bedeutung der 
zweiten Frage* 

' Bei Beantwortung der ersten Frage, bis zu welchem Grade das 
Familienbewusstsein reiche, wird der moderne Gesetzgeber abstellen 
müssen auf die sozialen Zustände und die sittlichen Anschauungen 
der Zeit und der Gegend, für die das Gesetzbuch bestimmt ist. Da- 
bei wird er einen abstrakten Mass^itab aufteilen m&ssen; er kann 
sich nicht damit bescheiden, zu erklären, es sollen bei jedem kon- 
kreten Todesfälle diejenigen Verwandten erben, die in diesem Fall 
noch dem Erblasser nahe standen und ihre Familienzugehörigkeit 
durch ihr Benehmen und ihre Taten bekundeten. Der Gesetzgeber 
wird Tielmehr — hier wie in anderen Fragen — statt dieser indi- 
vidualisierenden Behandlung eine gemrüU Norm au&tellen müssen; 
er muss einen bestimmten Verwandtschaftsgrad ein für allemal be- 
zeichnen, bei dem die Erbberechrigmig abgeschnitten wird, weil in 
weiteren Graden nach der durchschnittlichen Erfahrung Familien- 
|>tliciii und Familienbewus.stseiu aufhören: der Gesetzgeber wird sich 
mit dieser generellen Lösung auch dann beuoügen müssen, wenn er 
wohl Weins, dass u?iter auftserge wohnlichen, besondere günstigen Ver- 
hältnissen auöiiiihiiisweise auch in entfernteren Graden Familien- 
gemeinsi haft noch erkannt und cinpfunden werden kann. Eine solche 
aussei'gewölniliche Steiirerung der Intensitüt des ramilieiibewusstseins 
kann etwa dui cU die Existenz i^ewisser zentralisierender Eim'ichtungen 
(Familienstitluiigeo, Familienfeste) oder durch die räumliche .Nähe 

Über die Famiiienstiftung^fn im scliweizerisclien Roclif yj}. //. F. Ultz'nj, 
Ztsoh. f. bchwüiz K. u F. XXI (1^01), S. 11 IF. X>io dort kritisierten Üestim- 
mungen de« Entwurfes von 1900 sind jetzt ersetzt dnreh Z. O. B., Art. 335. Bei 
die-jpr n(>l(>g. ii1i( It ruaolie icli darauf aufmerk>iam, dass d« r von BJanlsi-hU redigierte 
erste Entwurf zum ziircberischen privatreclitUchon Geäetzbucb (lS4'ij ein beHOn- 
deres Kapitel' Uber die FamiUenstiftangeii enthielt 
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dar Verwandten, wenn ,^ini heimatlichen Tal die Vettern viel ver^ 
breitet wohnen*^, herbeigeführt werden; da kann unter Umständea 
auch, wie tfunsinger bemerkt, ein AndergesebwisterkindsTetter als 

ein ganz ehrlichor Vetter angesehen werden. Es ist auch denkbnr, 
daas bei Fehlen nächster und naher Verwandter sich der Erblasser 
an fernere YerwKndte anschliesst, gerade deswegen, weil nähere 
fehlen. Und es kann auch heute noch vot koninien, dass — wie bei 
Beratung des Code civil dtM' Tribun Simeon bemerkte — der Spröss- 
linfj^ eines alten Geschlechtet* lediglich aus Familienstolz seine Ver- 
wHTKllscluiii aus Archiven und Standesregistern zusamniensuciit '"-^ lhkI 
in seinen Stammbaum auch die entferntesten Yerwandten einzeichnet, 
die er nie gesehen und iii«' trekannr. Niclit nach fsolchen besonderen 
Fällen gekannter oder auch empluiidener Gemeinschaft, «ondeni nach 
der Kegel des Lebens wird der Oesetzgeber die Fra^»: zu lösen haben. 

Im allgemeinen wird der üesetzgeber hiebei davon ausgehen 
dürfen, dass die konzentrierende Kmft der Blutsgemeinschaft heute 
geringer ist, die tateächliche Fintfremdung von Verwandten bereits 
in näheren Graden eintritt, als früher. Vieles bat hierzu l)eigetragen» 
Zunächst die Tatsache, dass die Familie einen Teil ihrer früheren 
Funktionen an andere Gemeinschaften (Staat, Gemeinde) abgegeben 
bat; die Gerichtsbarkeit steht ganz Lei den staatlichen Organen ; im 
Vormundschaftsrecht wird der Familienrat immer mehr zurückge- 
drängt; in der Sorge für unterstütsnngshedürftige Familiengenossen 
und verwahrloste Kinder konkurriert die Tätigkeit des Gemeinwesens 
mit der Tätigkeit der Familie; eine Reibe von Ausgaben f&r die 
Erziehung der Kinder hat das Gemeinwesen den Eltern abgenommen; 
Familie und Familienoiganisation haben aufgehört, ein wichtiges 
Element des öffentlichen Lebens in der Politik zu sein. Und weiter: 
Unsere Zeit drängt eher zur Lockerung als zur Festigung des F&- 
milienbandes. Die Entwicklung der Verkehrsmittel erleichtert und 
fördert die örtliche Zersplitterung der Familie: gesteigerte Differen- 
zierungen in Bildung, Lebensansprüchen, sozialer Stellung der einzelnen 
erschweren die Verständigung und das gesellschaftliche Zusammen- 
halten der Verwandten ; die Intereesengemeinscbaft ist gemindert, der 

Vgl. di«' Ke<lo Tt ibuneu Simeon bei Locr^y )^gi>latioii civile, X S. 291 : 
c'ent l'orgueil bien plus <|ue riut6r6t qui conäervu lea gcncalogies; lo commun des 
hommes, 4tranger ans vanite» de la naiRSance, e«t incapable des aoins nöcesBaires 
pottr remonter & une origine trop anci^nne et e'est pour le conmun des hommea 
qoe le« lois Bont ffdtes. 
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Horizont verschieden. Die heutige Ausgestaltung des elterlichen \'er- 
mögensreclita erleichtert dah Solbständigwerden der Kinder. Unsere 
Zeit drnni^t zur Betonung der Individualität und verträgt weniger 
als früher die Bindung durch Familienrücksichten. Nur noch iu den 
näheren Verwandtschat tsgruden erscheiut die Familien gemein schuft 
als Realität. 

Versucht man nun den entscheidenden Grad zu bestimmen, so 
wird, wie schon Pufendorf'-^ andeutet (offipiuni et inclinatio), ein 
doppeltes in Berücksichtigung gezogen werden müssen: die Familim- 
pfljchten und das FüiiiiUenheinisstsein. Die Famiiiengemeinschaft ist 
vorhanden, wo sie Pflichten für die Angehörigen auslöst, mögen diese 
nun mit dem Hechtszwang ausgestattet oder ohne solchen von der 
Sitte anerkannt sein : im besonderen kommt hier die Unterstützungs* 
pflicht (Alimentation) der Verwandten in Betracht, die häufig in 
Theorie und Gesetzgebung als ein Korrelat des Erbrechts behandelt 
wird. — Die Frage, ob zwischen Verwandten eines bestimmten Nähe» 
grades in der ikovtYi FamüienbetrusBisein bestehe» scheint erheb- 

lichere Schwierigkeiten zu bereiten; hier wird in erster Linie su 
prüfen sein, ob solche Verwandte sich regelmässig kennen und mit 
einander verkehren; neben Existenz und Mass des Verkehrs kann 
auch die ftossere Form des Verkehrs in Betracht fallen, die mehr 
oder minder familiäre Art der Anrede und des Grusses; yon Bedeu- 
tung ist auch, ob für einen bestimmten Verwandtschaftsgrad eine 
technische Bezeichnung vorhanden ist und tatsächlich angewendet 
wud; wir bemerken, dass solche technischen Bezeichnungen versagen, 
sobald wir in die entfernteren Kreise eintreten, wir machen auch die 
Er&hrung, dass Verwandtschaftsbezeichnungen, die fHlher üblich 
waren, uns heute ftemd geworden sind, weil wir heute mit Ver- 
wandten dieses Grades regelmässig nicht verkehren und die Be* 
Zeichnung nicht brauchen ; so haben wir wohl heute im Dialekt Ver- 
wandtsi haftsbezeichnungen, über deren genaue Wertujig verschiedene 
Ansichten existieren (zum Heispiei „zu andei-en Kindern"). 

Im einzelnen ergibt nun die Prüfung der verschiedenen Ver- 
wandtsehaftaverhältnisse folgendes: Das bedtbegründete l-rluecht ist 
zweifellos dusjcnij^e der Kinder und der weiteren Abkruiirulinge 
(DcHzendenten), die in direkter Linie vom Erblasser al>st;nnnun 
(Enkel, Urenkel). W ie die Iviuder den Eltern ihre Existenz ver- 

» Vgl. oben Anm, 7. 

2 
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danken und von ihnen ihre körperiichen und intellektuellen Fähigkeiten 
erhalten, so soll ihnen durch das Erbrecht aucli die materielle 
Grundlage ihrer Fortexistenz gesichert werden. Gerade bezüglich 
der Kinder wird ausgeführt, dass die Bestimmung des Übergangs 
auf die Emder schon bei Lebzeiten der Biltem dem elterlichen Ver- 
mögen innewohne ; die Aussicht, das Terraögen dereinst den Kindern 
hijiterlassen zu können, fördert Spürsinn und Arbeitsfreude der 
Eltern und steigert i^Ieichzeitig Dankbarkeitsgetühl und Ehrfurcht der 
Kinder. IIäuti<j: erLalten überdies die Kinder in dem elterlichen 
Nachlass ein Yeniiö^en, an dessen Aufnung auch sie durch ihre 
Arbeit mitgeholfen haben. — Das l'.tbreclit der Kinder ist denn 
auch — wenn man von den |>riii/.i])i(')len Gegnern des Erbrechts 
überhaupt absieht — kaum angetoc liton worden. Auch diejenigen 
Ticfornier, (Vir (b'iii ( i eineinweseu )iehen den erbberechtigten Ver- 
wamltt'ii ein konkurrierendes Erbrecht gewähren, bissen diose Mit- 
berechtigung des Gemeinwesens wegfallen, wenn die erbenden Ver- 
wandten Heszendenten des Erblassers sind, wie ja nnoh in vielen 
Gesetzgebungen eine Erbschnftssrcuer bei solchem Erbgang nicht 
erhoben wird. Dagegen findet sich gelegentlich der Yorschlag einer 
quantitativen Beschränkung in dem Sinn, dass das auf das einzelne 
Kind entfallende Erbbetrelfnis im Wert einen bestimmtim Betrag 
nicht übersteigen solle. So schlug John Stuart Mill'^'^ vor, das Erb- 
recht der Kinder zu beschränken auf das, was zu einer mä^ssigen 
Ausstattung imd Versorgfuog erforderlich ist: der Yater solle dem 
Kinde „solche Erziehung und solche Fertigkeiten und Mittel ver- 
schaffen, dass CS durch dieselben instand gesetzt wird, mit wahr- 
scheinlicher Aussicht auf ein gutes Fortkommen ins praktische Leben 
einzutreten^ ; dabei sei die Tersorgung der Kinder nicht für alle 
Fälle im gleichen Betrag anzusetzen, sie solle vielmehr «in einem 
gewissen Verhältnis stehen mit den Verhältnissen, worin die Kinder 
aufgewachsen sind'^. — Ein anderer Vorschlag stammt von SluntgcMi 
(Reform des Erbrechts, gesammelte kleine Schriften, 1B79, 1 S. 257): 
wenn der Erbteil eines Kindes 100,000 Mark übersteigt, so kommen 

2' lier?oii(it'iä i'iierj<i8(.li \sinl der ZiiHaninicnhani^ /^viH^ll.'n Erbrecht und 
^»liysiologisclier Vererbung betont von J^apoiigc in der Kcvue generale du droit 
<te la l^gislation et de 1« jurisprudenee 1886, 8. 206; das Erbrecht solle sein 
«im calque ezact de la pareni6 pbysiqiie*. 

^ John Stuaft Mül, politisehe Ökonomie» herausg. von Soetbeer, I, 8. 260 IT., 
II, 8. 283 fr. 
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der Gemeinde von dem Mehrbetrag 10 Prozent zu; übersteigt der 
Erbteil eines Kindes 500,000 Mark, so kommt überdies dem Staat 
von dem Mehrbetrag über 500,000 Mark ein £indstefl zu. 

Nach dem Erbrecht der Kinder kommt das Erbrecht der Ellem, 
Grosseltern u s. w., nach der Yerwandtschaft in absteigender direkter 
Linie die Yerwandtschaft in ansteigender direkter Linie (Aszendenten). 
Auch das Erbrecht der Eltern wird in der Kegel nicht angefochten; 
dass es weniger feststeht, als das der Kinder, zeigt sich darin, dass 
mehrere Reformer mit dem Erbrecht der Eltern ein Erbrecht dra 
Gemeinwesens konkurrieren lassen.'^' Das Erbrecht der Eltern er- 
scheint uns nun nis ein Korrelat des Kindesorbrouhrs ; es ist praktisch 
weniger wichtig als dieses, weil regelmässig Eltern von Kindeiri, 
nicht Kinder von Eltern überlebt und beerbt werden. Stirbt der 
Erblass<T oline Hinterlassung eigener Abk<.inmlin<;(>, so erscheint es 
uns gerecht, dass der Nachlass an die ül)erlebendeii Eltern falle: 
die.se erhalten darin eiiKMi Trost für den Verlust und eine (Jegeu- 
leistung für tausendfältige Üien^^^e, die sie dem Kinde geleistel huben : 
in d(>r l\egel erhalten sie, wenigsteiiH in einem Teil d('r Kmdes- 
erbsclmff. auch nur zurück, was sie seinerzeit als Abhndung u. s. w. 
dem Kinde mitgegeben haben. In neuerer Zeit ist das Erlnechi 
der ürgrosseltern^* in Zweifel gezogen worden: wenn auch unbe- 
denklich zugegeben wird, dass zwischen Urenkel und Urgrossvater 
Familienzugehörigkeit empfunden wird, so wird anderseits darauf 
aufmerksam gemacht, dass der Urgrossvater den Nachlass niciit 
lange behalten wird, da er nach menschlicher Vonmssicht bald nai h 
dem Urenkel versterben wird: dann fiele d» r Nachlass de« I n nkel» 
als Bestandteil des urgrossväterlichen Nachlasses an die Erben des 
UrgrossvaterBj also an entferntere Seitenverwaiidte des ursprüng- 
lichen Erblassers (Urenkel); will man nun das Erbrecht dieser ent- 
fernteren Seitenverwandten aufheben (s. u.), so soll es in unserm 
Fall auch nicht auf einem kurzen Umweg zustande gebracht werden. 
Das Bedenken wird erledigt, wenn, wie dies in unserem Entwurf 
(487)^^ geschieht, dem Urgrossvater lediglich ein höchstpersönliches 
Nutzungsrecht am Nachlass (des Urenkels) gewährt wird, das mit 
seinem Tod erlischt. 

«»ä. unton Anm. 50. 
2< B. nnteii Anm. 38. 
''^^ Jetzt Z. O. B., Art. 460. 
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Die Sebwierigkeiten beginnen mit dem Erbrecht der Seiten^ 
verwandten (EoUateraleD) ; wir veretehen darunter Verwandte, die 
mit dem Erblasaer nicht direkt (in absteigender oder aufsteigender 
Linie) verwandt sind, wo Tielmehr die Yerwandtschaft durch eine 
dritte Person yermittelt wird,, von der beide, Erblasser und Erbe, 
abstammen, so Geschwister, Onkel und NefFe, Geschwisterkinder, 
Qrossookel und Orossneffe, Kinder von Oeschwisterkindem. Die 
Frage der Beschränkung des Yerwandtenerbrechts ist heute recht 
eigentlich eine Frage des Seitenverwandtenerbrecbts; gefordert wird 
bald eine vollständige Aufhebung dieses Erbrechts (so z. B. Bentbam, 
John Stuart Sfiil, Barodet),^ bald eine Beschränkung auf die nächsten 
Seitenverwandten (so z. B. Bluntschli, ßemhöfl;, Baron, Gide, Walter, 
Zoll u. a ) Mit der Begrenzung auf eine gewisse Yerwandtschafts- 
nähe wird oft auch eine quantitative (auf einen bestimmten Wert- 
betrasr der Erhquote) vorgeschlagen, in dem Sinne, dass gewisHe 
A'ei-Wiindre zwar noch Erben sein, aber in dietier Ei^enscliaft nicht 
rnelir iiU so und so viel er%v('rb('ii NoUen; ho liat z. 1). die Ver- 
nehmlaböiuig de« Kantons Graubündcii zu unserm Zivilgesetzentwurf, 
einer Idee IMantas folgend, für Seitenvcrwandte eine Maximalerwerb- 
summo von oinor "Million vorireschlagen.''^* Ahnliches findet sich 
au<'li in den Voi ;sl lihi^^rn I*)hints('lili^*. Vor kurzem ging durch die 
Zeitiin^'-cn einf Noriz. dass in den Vri'einigten ytaaten (Indiana) 
verwamltc IvetVtnnprojekie aufgetaucht sind. 

Das Erbrecht der Seitenverwandten unterscheidet sich von dem- 
jenigen der direkten ^'erwandten von vornherein dadurch, dass eine 
bei den letztern gegebene natürliche Begrenzung der in Betracht 
kommenden Personen wegfällt. 

Deszendenten und Aszendenten, die den Erblasser überleben, 
werden aus physischen Gründen in der Regel Verwandte des ersten. 
(Kinder — Eltern) oder des zweiten Grades sein (Grosseltern — 
Enkel); der dritte Grad (Urenkel ~ ürgrossvatt i ) wird schon sehr 
selten, der vierte kaum je in Betracht kommen. Mit dieser physischen 
Begrenzung auf die nächsten Grade ist fär die direkte Verwandt- 
schaft auch die verhältnismässig kleine, überblickbare Zahl der 

»Über 'diese Projekte vgl. BigaUttf rh4r4ditö collatirale (1898); Aber 
da« Projekt von Baroäet vgl. auch unten Aam. 41. 
27 Vgl. oben Aam. 16. 

2* Erläuterungen zum Zivilgesetzbuch, JI, S. If» („eine Anregung^ der wir 
wegen ihres singulftren Charakters keine Folge gegeben haben''). 
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nebcnoinaudcr crbünden, s;! eichberechtigten Personen gegeben. Diese 
natürliclioii (irenzen fallen weg für die Seitenverwandten ; es können 
den Erlilasser Seitenvrrwandte überleben, die in weit entfernten, 
kaum melir nach w»'isb;iren (fraden mit ihm verwandt sind, schon 
(iesrhui>n 1 k inder sind im vierten Grad, Grossneffe und (iroHsonkel 
im tun treu, Kinder von Geschwisterkindern im sechsten Grad ver- 
wandt u. s, w. Je weiter der Vcrwandtschnutigrad sich vom Erb- 
lasser entfernr, um so grösser ist die denkbare Zahl der in diesem 
Grade, also gleich nahe, stehenden Erben; so kann die Zulassung 
entfernter Verwandter (bei J^ichtvorhandensein näherer) dazu führen, 
dass der ^'achlass in eine sehr grosse Zahl kleiner Erbportionen 
zerschlagen und pulverisiert wird, ein Übelntand, auf den besonders 
bei Beratung des Code civil mit Nachdruck hingewiesen wurde 
(Ohabot, Simeon, Treilhard). 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass in erster Linie für die Seiten- 
verwandten die Notwendigkeit einer Untersoheidnog erbberechtigter 
und nicht erbberechtigter Verwandter notwendig wird. Die Betrachtung 
der lleohtsgeschichte des letzten Jahrhunderts ergibt, dass die Ten- 
denz der Gesetzgebung durchaus dahin geht, den Kreis der erb- 
berechtigten Seitenverwandten enger zu ziehen unter Betonung des 
Satzes, dass bei den weitem Verwandten das Familienbewusstsein 
erloschen seL Zum Beweise mögen folgende Zahlen dienen: 

Der Code civil (1804)^ schliesst den Kreis der erbberechtigten 
Seitonverwandten ab mit dem zwölften Grad. Neuere Gesetzgebungen, 
die sonst überhaupt oder im Erbrecht dem Code folgen, begnügen 
sich mit kleineren Zahlen. Das italienische Gesetzbuch (1865)^ 
iSsst nur noch den zehnten Grad zu, ebenso Tessin^^, Waadt; schon 
mit dem achten Grad schliessen ab Genf (1874) und Wallis, mit 
dem sechsten Spanien (ISSS)*^- und der belgische Entwurf Basel- 

^ Ganz nbichnond Yorhült sich bekRiintlich Am dctitschi^ bürgerliche Gesetz- 
buch, wiewohl auch bei Krlass diese» GesetzbiiclH s von vciHchiedenen Seiten eine 
Beschränkung des Erbrechts postuliert wuriie; die ei iiäcii lägige Literatur ist oben 
in kam, 16 erwfthnt, vgi besonders die Abbandliiiigen Ton Baron, Bwnbdft und 
BMir; ans der jfingsten Zeit sind oamentllch die Abhandtangen tod Bamberger und 
Pappenheira zu nennen. 

w Code civil Art. 755. 

3» Codice civile Art. 742. 

32 Die Uc^tinimungen der kantonalen Privatrechte bei Hitbery Schweiz. Trivat- 
recht, II, S. 37 ff. 

3> Fiüher mit dem sehnten Orad, vgl. Lc/tr, droit ciTÜ espagnol, 8. 466, 
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8tadt (1884) BOgar mit dem fönften; die neueren französiselien Pro- 
jekte schwanken zwischen dem yierten und sechsten Grad (über 
diese Projekte v-1. iiigallet, Thfiröditö collat^rale, 1898).« 

Auch (ii(3 (JesetzgobungeTi, welche die Seitenverwandten nichi 
nach Gruden, sondern nach Stämmen (J'arentelen) ordnen, zeigen 
daeselbe Bild : hier wird nach dem Stamm des Erblassers der Stamm 
der Eltern, (Eltern imd Nachkommen der Eltern), dann der iStamm 
der (irosseltem u. s. w. berufen: bei dieser Ordnung gehören z.B. 
der Brud{?r in die elterliche Parentel, Geschwisterkinder (cousins 
^rmains) in die grosöelterliche und so weiter. Hier hatte am Ein- 
gang des neunzehnten Jahrhunderts das ösferreuhische Gesetzbuchs'^ 
die Erbberechtigung erstreckt bis und mit der Parentel der drittm 
Urgrosseltern (Grosseltern der Urgrosseltern und deren Naehkonmien) ; 
spätere JSrbrechtsordnungen mit Parentelensystem haben nur noch 
dde Parentel der (ersten) Urgrosseltern zugelassen, so z. B. das 
frühere zürcherische Recht (1856)f Zug, Glarus; wieder andere 
Bechte berufen nur die grosselterliche Parentel und von der ur^ 
grosselterlichen nur die Urgrosseltern selbst (keine Seitenver- 
wandten!), aber nicht die Abkömmlinge der Ui^osseltem (Seiten- 
verwandte), so das geltende zürcherische Recht (891); der Kanton 



i ber die französischen Trojekte vgl. besonders Uigallefy Thör^dite coUa- 
t^rale (l'^t'^'j, S. 39 ff., und Vattiei; le fondement du droit BttcoeBwwal on droit 
fraofais (1902), 8. 474 ff., besoDden 8. 508 ff; Uber den jetsigen Stand der Voiv 
lagen vgl. Hwus trimegtrielh du droit civil. VI 8. 1S7. 

^ AUg. bttrgerl. OeBetzbnch fUr das KaiBertum Österreiehf §§ 741 ff. — Der 
jetst vorliegende Entwurf einer Novelle zum bargerliohen G*»etzbueh enthUt 
in § M9 <T. eine Wcsi ntlidn EinHc)irftnkURg des P>breclitH. Das Erbrecht gilt 
ini i^-iii/ip nur noch innerhalb der grosselterlichen Parentel; ans der nrnfross- 
elterlichen l'arentel haben nur noch die Urgrusäsnlfprn selbst ein Erbrecht, iiiolit 
aber ihre Nachkömmlinge; dud Erbreeht der '/.weitt-n und dritten L'rgru!?sf!tern 
und ihrer Naehköiunilinge (geltendes Gesetz § T4'l ff.) soll ganz beseitigt werden. 
Die Motive der Regierungsvorlage (8. 107) verweisen hierbei auf die Erlftute- 
nmgen zu aneerem sohweizeriBehen Vorentvrurf von 1900, II, S. 15. — Da« uth- 
garisrhe Kecht kennt zurzeit gar keine Begrenzung des Verwandtenerbriclit-, 
vgl. Keni in Orünhuts Zeitschrift für das private und öffentliche Recht, XXIV, 
S. 71 ff'.: der jetzt vorliegende Entwurf (§§ 18Ü4 ff.) fM^^ichränkt die Verwandtpn- 
erblulge, er berutt aber in der urgrusselterliehen Parentel bei Ft hb'n der Urgross- 
eltern auch ihre Abkömmlinge nach Gradesnähe; sind auch keine urgrosselter- 
Uehen Abkömmlinge vorhanden, so ist der Fiskus Erbe; er soll den Yermdgens- 
wert der Erbsehaft verwenden zu Stiftungen für Arme, BpitUer und Schulen. 
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Solothuin^ beschränkt sich in seinem neuen Erbrecht durchaus auf 
die grotiselterliche Patente! ; verschiedene Heformer wollen sogar 
nur die elterliche Parentel zulassen, so neuestens Menger,*^ der aber 
auch in andei'er Bichtung (Objekt der Vererbung) wesentlich Erbrecht 
und Individualeigentttm beschränkt 

Auch die schweizerische Zivil recht skodi film fion stobt im Zeichen 
der Erhi cchtr^reform, wenn auch drr jetzt vorliei:;t'ii(l(' Knfiiin f in 
einii^eii I 'unkten, besonders in der ßehttndlitnjj; des Erbrechts des 
Gemeinwesens, weniger weit geht als der ursprüngliche Vorseidaij 
des Redaktors. Die Vielgestalti^keit unserer kantonalen Rechte und 
die Tarsache, dass ein Volk gerade auf dem Gebiete des Familien- 
und Erbrechts mit besonderer Anhänglichkeit und Zähigkeit an den 
überlieferten Institutionen hängt, machen dem eidgenössischen Gesetz- 
geber eine gewisse Reserve zur Pflicht und nötigen ihn, die Reform 
in die (irenzen des Erreichbaren einzuspannen. Die Beschränkung 
des Verwandtenerbreclits, die der Entwurf in seiner heutigen Fassung 
aufweist, geht etwas weiter als diejenige des geltenden zürcheiischen 
Rechts; während das letztere von der urgrosselterlichen Parentel 
wenigstens noch die Urgrosseltem selbst als wirkliche Erben beruft, 
schliesst der Entwurf (Art. 487) den Kreis der erbberechtigten Ver- 
wandten mit der grosselterlichen Parentel ab; von der ui^osselter- 
lichen Parentel erhalten die Urgrosseltem selbst, und wenn sie ver- 
storben sind, die von ibnen abstammenden Grossonkel und Orosstanten 
des Erblassers nur ein höchstpersönliches Nutzungsrecht. ^ Der Ent- 

Sololhttni, privatrecbtHcbes Gesetstbuch vom 5. Juli 1891, Art. 792 ffl 

^ A. Menger, neue Staatslehre, 8, AuS. (1906), S. 12t ff. 

* Die ersten Entwürfe hatteu uur den Urgrosseltem selbst fin Xut/«ic>9ungs- 
reoht gewährt; erst der Vorentwurf tor 1900 gewährt in Art. 468 (jetzt Z. G. B. 46ü) 
dieses Recht aueh den von vorveratorbenen Urgrosseltem abstammenden Qe- 
schwlstem der Grosseltorn des Erblassers. Weitergehende Anträge in beeng auf 

Zulassung von Verwandten der urgrosselt- r]i< li< n Parentel wurden in der Experteii- 
kommiseion abgolohnt. — liier nuit; I>eni<'ikt sein, liass 0. Ihf/tr (Archiv ITir 
bfirfjorl. Kecht, II! S. df>r dfit Kiois der Krliii('r<>chti<rfpii mit der gross- 

elteriidien Paifiitel abschliest^eti möchte, eventuell daa Krbrecht der urgrosts- 
elterliehen Parentel folgendermussen ordnen will : ^Geaetzliehe Erben vierter Ord- 
nung sind die Urgrosseltem. Jedes Urgrosselternpaar erbt ein Vierteil der Erb- 
solukft. Ist einer von beiden gestorben* so erbt der Überlebende allein. Seiten- 
verwandte, die mit dem Erblauser nur die Urgrosseltem gemein haben, haben 
kein ge»etzlicfaes Erbreeht'^. 
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Wurf hat dabei das weitefgehende PoBtulat, anch m der grosselter- 
lichen Parentel Begrenzungen vorzunehmen, mit Recht zurück- 
gewiesen;*' in der groaselterlichen Parentel wird das Familien- 
bewusstsein im grossen Durchschnitt der Fälle noch durchaus lebendig 
sein; für das Erbrecht* des Onkels im besoudern kann angeführt 
werden, dass dieser häufig för seinen vorverstorbenen Bruder Vater- 
stelle hei dem Neffen vertreten wird, für das Erbrecht der Oegehuister- 
HndeTy dass diese in der Regel von früh an sich kennen und zu- 
sammen aufwachsen, da hier mit dem nahen Verkehr der Eltern 
(Geschwister) von selbst auch der Verkehr der Geschwisterkinder 
ijegeben pdn wird. 

AVird nach Mrtssgabo des bisher (tesagten dan Intestaterbrecht 
der Yeiwamlten beschränkt, so erhebt sich sofort die weitere Frage: 
Was geschieht mit deui Nachlass, der nicht an Verwandte fällt, weil 
die vorhandenen Verwandten ausserhalb des Kreises der erbberech- 
tigten Verwandten stehen? 

Diese Frage ist oft in den Vordergrund der ganzen Erbrechts- 
debatte geschoben worden, besonders von denjenigen Reformern, die 
die Erbrechtsreform wesentiich als finanzpolitische Kassregel be- 
trachten. Oft ist hier der Wunsch, dem Staat neue Einnahmequelleii 
zu erschliessen, der Vater des Gedankens der Erbrechtsreform gewesen ; 
anderorts hat umgekehrt gerade die Schwierigkeit der I^iösung dieser 
zweiten Frage (Verwendung des freien Nachlasses) zur Verneinung 
der eröteii Trugu (Eihrechtareformj geführt. 

In tlen folgenden Ausführungen mögen einige dieser Verwendungs- 
projekte Erwähnung finden: die Aufzählung ist nicht erschöpfend; 
es handelt sich nur darum, die wichtigsten Typen herauszuheben. 

1. Es ist zunächst theoretisch-philosophisch ein verlockender 
Gedanke, den Kachlass in solchen Fällen demjenigen zukommen zu 
lassen, der nach seiner Lebensführung sich als der würdigste und 
fähigste erweist; es ist aber auch nicht nötig, auf die grossen Schwierig- 



Über diese Bestrebungen vergleiche aus der oben (Anm. 4) erwähnten 
Literatur 0. Lang^ a. a. 0., 8. 7 und i/. 0«c<-, a. a. 0., S. 25:i, dazu die AntriLge 
Seherref-FülUmann und MUri Im Nationalrat, 8. stenogr. Bull. 1905, 8. 1316 ff. 
— B«8chrftnknttgen d«8 Erbreohto in der groMelterlioben Parentel werden jetrt 
auch von Fappenheim in der deutsehen Jurlatenzeitnng, 1908, 8. 518 ff. for- 
geaohlagen. 
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keiten za verweisen, die sich der praktischen Dnrohfuhning ehier 
solchen Ordnung entgegenstellen : von wem und nach welchen Grand- 
sätsen soll die Frage der Würdigkeit entschieden werden? Das be- 
kannteste hieher gehörende Beformprojekt ist von Bazard^^, einem 
Schuler Saint-Simons, entworfen worden; dieses Projekt ist freilich 
nicht als ^ine Ergänzung des Familienerbrechts, sondern als Ersatz 
des Familienerbrechts gedacht, mag aber immerhin hier kurz erwähnt 
werden. Nach der Lehre der Saint-Simonisten ist das Erbrecht ein 
Privileg der Reichen; der Erbe gelangt mühelos zu ökonomischer 
Selbständigkeit und Gennss. Wie nun aber im öffentlichen Leben 
Amt und Ehrenstellen nur demjenigen zu&Uen sollen, der sie durch 
Arbeit und Fähigkeit verdient, so sollte auch für den Erwerb des 
Vermögens das Primip des Verdienstes aufgestellt werden» an Stelle 
de» Faniilienerbrochts das Erbrecht des Verdienstes troreii nach dem 
Prinzip: Chacuu suivant sa capacitö, chaque capacitu suivant sos 
u'uvies. Deswegen fsull der Nachlaas des Verstorbenen zunächst dem 
Staat aiifalh'n, der den neuen würdigsten Träger erniitrehi wird; zur 
Feststelhmg de» Nachlu-saeü und zur Erniitthmg des nach Arhcit und 
Fhhi^;keif geeignetsten neuen Eigentümers wird ein besonderes Banken- 
»yateni organisiert. 

2. Andere wollen den Naehlass, für den erbberechtigte Verwandte 
fehlen, unter das I^roletariat aufteUen. Durch eine solche Aufteilung 
würde der erbrechtliohen Eapitalanhäufung entgegengearbeitet und 
eine Vermögen sau sgleicbung herbeigeführt; der Besitzlose würde seineu 
Anteil kraft eines l^^ßA/^anspruohes (nicht in der demütigenden Form 
der Unterstützung) erwerben : das Nationalvermögen wurde in einen 
Kreislauf versetzt und von den Begüterten an die gesellschaftlich 
Enterbten gelangen. Es liegt etwas Versöhnliches, Trostreiches in 
dem Gedanken, dass auch der Arme einunil eiben kann. Solche 
Ideen und Postulate sind niehrnials aufgestellt worden, von Erbrechts- 
gegnern und la l)reehtsreforuiern, meist aber nur in allgemeinen Wen- 
dun<jen und Andeutungen, ohnp nähere Angaben über die Durch- 
führung der Idee, ohne gewir^.seidiat'te Prütung Wwrv Praktikabilität. 
Hier snlh»n wegen ihrer Eigenart und verhältnismässigen Neuheit nur 
zwei einschlägige Projekte besprochen werden, die beide nicht von 



^ Vergleiche hierzu namentlich Barcn^ Angriffe auf das Erbrecht, S. 12 ff. 
und Menffer, neue Staatslehre, 128. 
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prinzipiellen Erbrechtsgegnern herstammen und die Aufteilung des 
Nachlasses nur bei Fehlen erbberechtigter Yerwandter anstreben. 

Üas erste Projekt wird entwickelt von dem bekiniutcii 1»üik1- 
neriisehen StnatsmaTin Ständerai P. C. v. Planta in einer löSÜ erscliie- 
nenen Schrifr ^Dic HckiMisnukrion der Familie und des Erbreelits 
(ein Heitrau /ui- Bozialeii Frage)*. Er will das Erbrecht der Ver- 
^v;lndtell mit dum dritten Seitengrad aufhören lassen und den so frei- 
gewordenen Nachlass yerwonden zur Yerteihinj}^ an die Besitzlosen : 
bezüglich der Durcht'ühruiii^ des Projekts gibt v. Planta folgende 
Wegleitung: Die Verteilung wäre Sache der Yormundschaftsbehörden ; 
sie würden den Nachlaas feststellen, liquidieren, versilbern ; eine Ver- 
teilung würde nicht bei jedem Erbfalle, sondern in bestimmten Zeit- 
abschnitten, etwa alle fünf Jahre, stattfinden : dabei würden Kate- 
gorien yon Unbemittelten gemacht, erste Kategorie: gänzlich Besitz- 
lose, zweite Kategorie: Vermögen bis 800 Fr., dritte Kategorie: 
Vermögen von 800—1500 Fr.: je nach dem Betrag des verfügbaren 
Vermögens und der Zahl der Anwärter in einer Kategorie würde 
das NachlassTermögen entweder ganz unter die Angehörigen der 
ersten Klasse verteilt oder, in abgestuften Prozentsätzen, auch der 
zweiten, eventuell dritten Klasse; da die Erfahrung lehret dass der 
Besitzlose, der unvermittelt zu einem, wenn auch bescheidenen Ver» 
mögen gelange, damit nicht haushälterisch umzugehen verstehe, sollen 
in der Begel die Betreffnisse nicht sofort ausbezahlt, sondern zunächst 
nach Anordnung der Vormundscbaftsbehörden für eine Keihe von 
Jahren bei einer öffentlichen Sparkasse verzinslich, aber unaufkünd- 
bar, angelegt werden; in Ausnahmefällen, bei Nachweis eines be- 
sondern nützlichen Verwendungszweckes, darf die Erbquote ohne 
diese Prüfungszeit sofort dem Besitzlosen ausgeantwortet werden. 
V. Planta berechnet auf Grund statistischer Daten, dass bei Durch- 
fährung seines Projektes im Kanton Genf für den Zeitraum 1880 
bis 1884 unter 8 — 9000 Menschen etwa acht bis neun Millionen auf- 
geteilt worden wären, somit jeder ungefähr 1000 Fr. erhalreu hätte. 
Auch bei diesem detaillierten Vorschlag bleiben noch einige Fragen 
offen : soll der Wohnort des Sterbenden entscheiden, so dass dann 
unter die Einwohner (Bürger?) dieses Ortes verteilt wird? Und ist 
dabei nicht zu befürchten, dass die lIotFiiung auf solche Erbschafts- 
gewinne zur Anaaminiung des Proletariats an Uiten tuhre, wo reiche 
Erblasser wohnen? 
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Anders das zweite Projekt In zwei Vorlagen (1887, 1891) bat 
der Deputierte Baroäet*^ in Frankreich ein Refcrniprojeki eingereicht; 
er will vollständige Beseitiguug des Erbrechts der Seitenrerwandten , 
der freiwerdende Kachlass soll zur YerbreituDg des Eigentums und 
zur Beseitigung der Armut verwendet werden (diffiision de la pro- 
pridte, extinction du pauperisme). Während aber Planta den Nachlas» 
versilbern und Geld verteilen lässt, will Barodet eine i^calteilung, 
eine Teilung des Nachlasses in nutiu a : daa X^and idoll dem zukommen, . ■ 
der es bebauen will, die Talirik und Werkstätte dem, der darin ar- 
beiten will. So sollen die laiullichen Grundstücke, die im Nachlass 
enthalten sind, in kleinere Landlose, Parzellen, von füiit" Hektaren 
zerschlagen, und gegen eine billige Kutj>c)iädigurig, die in 25 Jalircs- 
renten abbezahlt wird, an die ärmere Bevölkerung abgegeben werden; 
Fabriken, Werkstätten werden meistbietend verkauft, wenn nicht auch 
hier eine Zerlegung dt r Teilstücke und Behandlung nach Analogie 
der Landlose rätlich erscheint. 

3* Ein dritter Vorschlag, von dem zweiten und dem vierten 
(s. u. a. 4 b) nicht immer deutlich abgehoben, geht dahin, es solle aus 
den freiwerdenden Erbschaften ein besonderer Erb/onds oder Erlh % 
Schaftsfonds gegründet werden. Die Idee ist namentlich von Bruter 
(die Beform des* Erbrechts zugunsten der Notleidenden, 1848) aus- 
geführt worden. Die Erbschaften sollen nicht in das Eigentum des 
Staates oder irgend eines andern Rechtssnbjektes fallen, sie sollen 
vielmehr in ihrer Qesamtheit ein besonderes selbständiges Rechts- 
Subjekt sein, eine juristische Person nach Art der Stiftungen und 
Anstalten. So wäre dieser Erbschaftsfonds ein besonderes Zteeck- 
vertnöyrn ; als Zweck wird bald allgemein die Unterstützung von 
Besitzlosen und Notleidenden geinmnt, bald eine einzelne oder mehrere 
einzelne Richtungen ut iiieinnüt/iger Tätigkeit (ArnienpHege, Erziehung, 
Uesiindheit.swehen usw.j Wie der Erbfonds dem Kiyentum nach seih- 
ständiy, nicht des Staates ist, so soll auch die Verualtuny eine selb- 
stündiffe sein: sie hoH nicht duich die staatli( Iicn Organe besorgt 
werden, bundern durch besondere Vertrauensmänner des Proletariats,. 

«1 Vgl. BiyalUf, l'hör^ditö coUaterale, S. 41 if, 53 ff. Dar cigeiio Yormblag 
TOD Bigallet geht aus von einer Untencheidung des nnbeweglieheti und des be- 
weglichen Yermflgens: die Immobilien werden unier die eme Bevölkerung ver- 
teilt, das Mubilinrvenuögtin fällt an Yer^cliiedene miTics d'a.-töi3tance eooiale^ vgl* 
hierzu auch VallUrj le fondemeot du droit sucoeesoral, 8. 659. 
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„durch freigebildete Yeroine einsichtiger, unabhängiger, bei den un- 
teren Klassen geachteter Bürger, welche unter Auföi<5ht und Ober- 
leitung der Industrie- und Ackerbauministerien stehen** (Brater). 

Die einzelnen hierhergehörenden Vorschläge (Hilgard, Brater, 
Cr^mieuz*^ u.a.) lassen Bedenken mancher Art übrig. Neben einer 
Reihe Ton Fragen, die sieh namentlich auf die Organisation der Yer^ 
waltung beziehen, bleibt im besonderen auch die jurietisehe Charak- 
teiisierong der Erscheinung zweifelhaft; Brater, der sonst ausfuhrlieh 
ist, bezeichnet das Proletariat als Erben, den Erbfonds als Vertreter 
oder, als Vormund des Proletariats; der Erbfonds als juristische Per- 
sönlichkeit repräsentiere das Proletariat in seinen Erbrechten. 

4. Zahlreicher vertreten sind die Keformvorsehläge, die den frei- 
werdenden Nachlass einer der weiteren Gemeinschaften, in denen der 
Erblasser steht, zusprechen, der Gemeinde oder dem Staat; man redet 
dann wohl von einem Erhneht des Gmeinwesens*K Gesetzgebungen, 
die ein Verwandtenerbrecht in infinitum haben (z. B. römisches Recht, 
deutsches bürgerliclies Kecht), lassen den Staat erat an die Reihe 
kommen, wenn gar keine Verwandten da sind ; nach den neueren 
8y»tonieii mit Hescli'-aukung dc^j \ erwandtenerbrecht» würde hier das 
Gemeinwesen den — entfernteren — Verwandten vorgezogen. Man 
geht davon aus, dass der einzelne, wie mit dem engeren Kreis der 
Familie, ßo auc h mit dem weiteren Gemeinsehafiskreis der (temeinde 
und dos Staates, von (reburt an dnreh monni«!:tache Beziehungen ver- 
knüpft ist: or zeigr in seiner ausKtren Eibclieinung den Typus seiner 
Heimat und spricht ihre S|)rache ; Minriclitungen und (iewohnheiten der 
Heimat wirken hestinnnend ein auf »eine körperliche, sirtliclie, intcHek- 
tuelle Aufbi!dun^^ auf sein ökonomisches Tortkommen, auf seine poli- 
tische Jietätigung, auf seine ganze Lebensführung : und wie er selbst 
beointlusst wird durch seine Heimat, so wirkt er anderseits — je nach 
der Vorfassung seines Landes mehr oder minder intensiv — mit an 
der "Weiterentwicklung »les heimatlichen Gemeinwesens. Verschiedene 
Aufgaben, die früher der Familie zufielen, haben Staat und Gemeinde 
übernommen, so dass heute wohl gesagt werden kann, dass nach 
Pflichf und Bewusstsein die Gemeinschaft mit dem Gemeinwesen 

^ Über diese und andere fnmzOsiBche Yori$chlfige, s. Bigallet, a a. O., 8. 40. 
^ Vgl. hierzu namentlicb Bluntiehli, Reform des Erbreehte, 1879, 8. 257 ff. 

E. Ifiiber, Betrachtungen über die Verenihoitlicliun^,' »los Schweiz. Erbrechts. 1895, 
S. 14, tl A". Melliger, Sciiweiz. Rundacliau, I (1901), 8. 334 ff., O. Lang (s. Anm.4), 
ä. 226 ff. 
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stärkei ist ala die Gemeinschaft mit den entfernten Verwandten. So 
rechtfertigt eH sich mch, nach den näheren Verwandten und unter 
Ausschluss eiitferntor Verwiindter dem Gemeinwesen materiell ein 
Erbrecht, einen Aiispruuli auf den NachlatsS zuzuerkennen, wobei liier • 
die Frage unerörterr bleiben mag, ob in seiner juristischen Aus- 
gestaltung dieser Anspruch als ein eigentliches Erbrecht behandelt 
werden soll oder als eine eip^cnartige Berechtigung anderer Natur. 

Im einzelnen divergieren die hierher gehörenden Vorschläge wie- 
derum erheblich : es seien hier nur einige Fragen herausgehoben, m 
deren Beantwortung die einzelnen Heformer auseinandergehen. 

a) Soll das „Er brecht des Gemein Wesens*' dem Staat oder der 
Gemeinde zustehen? Während die meisten älteren Vorschläge die 
Gemeinde unerwähnt lassen, haben neuere bald die Gemeinde dem 
Staat vorgezogen (Zoll, Bernhöft» Walter),-*^ bald eine Konkmrenz 
von Staat und Gemeinde vorgesehen (Züreherisches Recht, Bahr, 
Giard)^; es wird auch der Vorschlag gemacht, gr(>ssere „aristokra- 
tische'' Erbschaften dem Staat, kleinere der Gemeinde zu Überweisen 
(Bluntschli). Sieher ist, dass der Erblasser mit beiden Gemeinschaften 
enge verknfipft ist. Für den Torzug des kleineren Gemeinwesens 
(Gemeinde) kann geltend gemacht werden, dass im allgemeinen im 
engeren Kreise die Intensität der Beziehnngen grösser ist als im 
weitern; dass der Erblasser in seiner wirtschaftlichen Existenz un- 
mittelbarer durch die Einrichtungen der Gemeinde bestimmt wird, 
daher den Zusammenhang mit ihr deutlicher empfindet; es zeigt 
sich dies auch darin, dass freiwillige Zuwendungen eher der Ge- 
meinde als dem Staat gemacht werden ; die Gemeinde ist wegen der 
räumlichen Nähe auch eher in der Lage, ihr Erbrecht geltend zu 
machen und Nachlassverschleppungen zu verhüten. \on besonderer 
Bedeiituni!^ ist schliesshch auch, dass die Geniuindo die Untei stützungs- 
pfliclit tiagr. Umgekehrt wird für den Vorzug des Staates geltend 
gemacht, dass er zur Kifüllung der grossen Kulturaufgabe, die er 
übernommen und zum Teil der Uemeinde abgenoninH ii hat. in er- 
höhtem Masse auf die IScliatfung neuer Einnahmequellen angewiesen 

** Vgl. ohen Anin. K). 

Zürcherisches H. G. B., ^ !»n6, Bähr, Gcgonentwurf zutn Entwurf eine* 
bürgerlichen Gesetzbmhes (1892) § ir)S4; über das Projekt von Oiard vf^^l. Bi- 
gaJlet, a a. O., 8.44; VaUier^ a.a.O., S. Gö.t, Anin. 1; nach einem Vnr»fhlajj 
von Ä. Poulain soll der Staat ein Drittel, die Oemcinde zwei Drittel erhuiaii, s. 
YaUitr a. 0., 8. 654. 
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sei; diese rein finenzpolitisclien Erwägungen eignen sich aber elier 
für die Begründung einer Erb^cbaftssteuer, als für die Begründung 
eines privaten Erbrechts. Bei uns sind ssurzeit in den Tersebiedenen 
Kantonen die Aufgaben zwischen Staat und Gemeinde so verschieden 
verteilt, dass es kaum ungelien wird, für die ganze Schweiz eine 
allgemeine Norm in dieser Frage (Erbrecht des Staates oder der 
Oeraeinde?) aufzustellen. Es erscheint daher als durchaus angemessen, 
wenn der Entwurf (Art. 491)^^ bestimmt, es HoUen erbbereclitigt sein 
^dcr iviiiiton, in dem der Erblasser deu letzten Wohnsitz gehabt hat, 
oder die Gemeinde, die diis kantonale Recht als berechtigt bezeichnet'*. 

b) Weiter wird darüber gestritten, ob der Erwerb, den das 
Gemeinwesen als gesetzlicher Erbo niaclit, in das allgemeine Ver- 
mögen und Budget des Gemeinwesens aufgenommen werden oder 
für bestimmte Zwecke reserviert werden solle; man redet dann wohl 
auch von einer stiftungsartigen Ausgestaltung des staatlichen Erb- 
rechts. Als solche Zwecke werden namentlich diejenigen Aufgaben 
der staatlichen Tätigkeit bezeichnet, in deren Erfüllung der Staat 
Aufgaben übernimmt, die früher ausschliesslich oder vorwiegend der 
Familie zufielen: Armenunterstfitznng, Erziehung, Sorge für yer- 
wahrloete Kinder, Gesundheitspflege; je nach seinen individuellen 
Neigungen und nach den momentanen Bedürfnissen seiner Zeit stellt 
der eine Beformer diesen, der andere einen andern Zweck in den 
Yordei^rund. Es lässt sich nicht leugnen: durch eine solche Aus- 
gestaltung des Erbrechts wird der Gedanke plastisch herausgehoben, 
dass das Gemeinwesen ein Erbrecht hat, weil es an Stelle der Familie 
und für die Familie besorgt ist. Man kann auch sagen, dass durch 
die Bindung an einen bestimmten Zweck der Wohltätigkeit oder 
Gemeinnützigkeit das Recht des Gemeinwesens auf den Nachlass 
einen versöhnhcheren Zug erhält, akzeptabler gema> lit wird, da 
manch einer, was er dem Staat missgönnt, wohl (lenjenif^en gönnen 
mag, die durch Vermittlung des Staates im Kiidresultat die Wohltat 
in Form der Unterstützung, Erziehung u. s. w. empfangen. 

4« Jetzt Z. G. B. Art. 466. 

« Hiersn besonders Huher^ a. a. 0;, S. 20 fr., und Vallier, a. a. 0., S. 650 ff., 
wo nameDilioh auch auf da« spaniRcbe Zmlgeaetzbuch (Art. S56) und den belgiseben 

Entwurf (Art. 795) verwienicn ist. — Die Erbrechte der amerikaniBohen Staaten sehen 
fast alle eine Verwendung für die Srhulen vor, vgl. Lthty 4tudee »ur le droit oävil 
des Etats uuis de rAm^rique du 2iord (S. 147). 
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Auch dem prftsumtiTen Willen des Erblaasers wird man mit 

dieser stiftungsartigen Ausgestaltung des Erbrechts am meisten ge- 
recht werden; die Erfahrung lehrt, dass testamentarische Zuwendungen 
an Gemeinwesen durchweg mit Zwcckbestiaimungen verbunden zu sein 
pflegen: wir vermachen nicht schlechthin dem Kanton, sondeni etwa 
dem Kaiituuüsjiital, |»nizisieren vielleicht auch hier noch weiter (Er- 
richtuns: eines Frcibottes oder dergl.). Gegen die Bindung an einen 
Zweck kann alles g<^^f gt werden, was überhaniit get;en die Zulassung 
von Srit'tnngen und stiftnnysnlinlichon Instituten gesagt wird: das 
Vermögen solle uicht aus deni freien Verkehr ausgeschieden und an 
<'inen bej^tinimten Zweck auf die Dauer gebunden werden. Die Be- 
<liirfni8se der Zukunft lassen sieh nicht überblicken, sie sollen nicht 
der Anschauung der (iegenwarr geopfert wei-den. Un^er Zivilgesetz- 
«ntwurf verzichtet darauf, für das gesetzliche Erbrecht des Ge- 
meinwesens von Bundes wegen eine bestimmte Verwendung vor' 
zuschreiben. 

c) Eine weitere Frage ist die, ob das Gemeinwesen erst bei 
Fehlen von erbberechtigten Verwandten als Erbo eintreten soll oder 
— von Gesetzes wegen — auch n^en gewissen Verwandten. Bisher 
wurde durchaus das erstero supponiert; es wird aber von verschiedenen 
Seiten auch ein hmkurrierenrfes Erbrecht des Oemeinwesens vorge- 
schlagen, so dass drei Fälle zu unterscheiden wären: 

1. Der Erblasser hinterlässt seJir nahe Verwandte: die Ver- 
wandten (irben allein. 

2. Der Erblasset iiinterläspf iiahr - und deswe^^m noch wh- 
bereclitigte - - Verwandte: die A^'i\\ amlteu erben, neben ihnen konkur- 
riert der fStaat mit einer (^i..fce, die uiit der Entfernung der Ver- 
wandtschaft der Verwaiidtcn-l'lrben HiteiL''t. 

3. Der Erblasser hinterlässt nur enfjenifere, nicht mehr erb- 
berechtigte A'erwandte: die Verwandten erben nicht, es erbt nur 
das Gemeinwesen. 

Die Idee des hon Icu frierenden staatlichen Erlrfdifs tritt bereits in 
der französischen Revolution in dem Projekt Durand-Maillane (s. o. 8. 9) 
auf; später ist sie auf dem Gebiete des privaten Erbrechts (wohl zu 
trennen von der Frage der Erbschaftssteuer) besonders von Bluntschli 
vertreten worden ; in der jüngsten Zeit hat sich namentlich der Re- 
daktor unseres Zivilgesetzentwurfs Prof. Huber für das konkurrierende 
Erbrecht ausgesprochen und die Idee in seinem ursprünglichen Erb- 
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rechU-Entwiirf (1895) au^staltet^^ In der Oeset^Wiig ist die 
Idee bisher nicht durchgedrungen; nur im solotimroischen Recht 
treffen wir ihre Spur. Der schweiaerisohe ZivilgosetzOEitwurf in seiner 
heurigen Fassung (1900) kennt das konkurrierende Erbrecht nicht.*<> 

Prakrisch würde sich nach dem ursprünglichen Vorschlag dos 
Redaktors die Sache so gcatnltm: Wenn (ior Erblassei etwa nur 
einen Onkel als ein/igen erl)bert'(!litigreii Verwandten hinterlässt, 
sollte nach dem ersten Fiiitwud neben den Onkel (als einen Erben 
der grosselterlichen ParentL'l) das nenicinwescn treten und einen 
Yiortel des Wertes der Erbscliat't eilialtcn; hinterlässt der Erblasser 
nur einen Rni<ler (einen Erben der elterlichen Parenti l), so wünlo 
das Gemeinwesen ^iu erhalten, der Hriider also'Vio; die Beteiligung 
des (Tonicinwesens wäre quoral um so stärker, je sciiwächer fundiert 
das Erbrecht der verwandten Erben wäre. 

Gegen diese Idee dos konkurrierenden Krbrechts (( Jeineinwosen 
neben Verwandten) werden mit Recht schwere Hedenken geltend ge- 
macht. Es verstösst gegen unser natürliches Gefühl, dass neben Ver- 
wandten, denen wir durch die Zuerkennung des Erbrechts das Fa- 
milienbewusstsein zuschreiben, zu einer Quote das Gemeinwesen erbt. 
Wenn schon die Erbengemeinschaft überliaupt eine Plage, eine Quelle 
des Zankes und des Unbehagens für den einzelnen Miterben ist (com- 
munio mater rixarum), so ist dies doppelt der Fall, wenn der unbe- 
queme Genosse das Gemeinwesen, eine fibergeordnete Macht ist, von 
der man nur aUzugem missliebige Kontroilierung und allerlei Plackerei 
befürditet. Die Notwendigkeit, mit kleinem Quoten an einer unge- 
zählten Masse von Erbschaften Anteil m nehmen, belastet überdies 
das Gemeinwesen mit ungewohnter Arbeit und erfordert einen beson- 
dem Yerwaltungsapparat, auch wenn man dem Gemeinwesen kein 
„eigentliches Erbrecht" gibt und ihm für die Geltendmachung des 
Anspruchs ein besonderes Liqutdationsverfahren zur Verfügung stellt. 
Gerade gegenfiber Verwandten, denen wir die Erbberechtigutig zu- 
erkennen, kann überdies die dem Staat zufallende Quote nicht er- 
heblich sein; ist die Quote aber klein, erscheint sie uns mehr als 

« V^!. fM,r n. n. O. rohiü Amr., 4:{) S. 14 ff. 
'»^^ Solothurn, jn iv,iti< rlil. ( ie-.-tÄbucli Art 7!».<. 

^ DicH gilt aucii für das lertigt« G«'Sftz. Bei den Heratungeu des Entwurfes 
iu der Expcrtenkommitisian und In der BandeBvereaimnlung wurden Antrftge im 
Sinne der Mheren EntwQrfe gestellt; diese Antrige wurden aber mit grosser 
Mehrheit abgelehnt. 
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eine Abgahe von einem Erwerb, so empfiehlt es aich, den Gedanken 
der Mitberechtigung des Gemeinwesens eher als in der Form des 
pnvaien MUwhrechU zu verwirkUcben in der Form der Erbschaf ts- 
Steuer, die in jeder Beziehung praktikabler ist, den Gedanken des Ver- 
wandtenerbrecbts nicht verletzt und so in niässi^em Umfang auch ge- 
genüber Deszendenten zur Anwemiurijt^ gLLuigüii kann. 

Auf die weitere Kriijiie, ol) deai Gemeinwesen neben dem Intestat- 
erbrecht lüu-h <;in PfliditteUsrecht eingeräumt werden soll (derart dass 
der Erblasser aiicli durch Tostiinieat die Berechtigung des Gemein- 
wesens nicht finnz beseitigen i<!Uin), soll hier nicht mehr ein<;etreten 
werden; ich wurde die Frage verneinen und zwar üuh filmlichen 
Gründen, aus denen das ivonkurrierende Erbrecht eben abgelehnt 
wurde; es vordient anch erwähnt zu werden, dass — im Gegensatz 
zu deutschen Projekten — die zahlreichen französischen Projekte 
die Testierfreiheit des Erblassers durchaus nicht antasten. Unser 
Zivilgesetzentwurf hat in seiner jetzigen Fassung auch nur ein In- 
testaterbrecht, kein Pflichtteilsrecht des Gemeinwesens. 

Wir gelangen mit dem Zivilgesetzentwurf zu folgendem Vor- 
schlag: Prinzipielle Beschränkung des gesetzlichen Verwandtenerb- 
rechts auf die grosselterliche L'arentel, Intestaterbreoht des Gemein- 
wesens bei Fehlen erbberechtigter Verwandter. 

Gegen diese Lösung werden von zwei Seiten Bedenken erhoben. 

Den einen geht die Torgeschlagene Beform zu weit; sie furchten 
von jeder, auch Ton einer massigen Beschränkung des Verwandten- 
erbrechts eine Schwächung der Familie, an deren Aufreehterhaltnng 
der Staat ein grosses Interesse habe. Hieigegen sei bemerkt, einer- 
seits, dass eine Gemeinschaft, die nicht mehr empfunden wird, und 
die erst durch Gewährung dkonomischer Vorteile wieder in das Be- 
wusstsein der Beteiligten gebracht werden soll, eine solche Wieder^ 
belebung nicht verdient; anderseits, dass durch Besehrftnkung des 
Erbrechts auf einen engem Kreis der Verwandten nur eine Festigung 
der hier vorhandenen wirklichen Familiengemeinschaft herbeigeführt 
wird; la famille, plus resserr^e, deviendrait au sein de P^tat plus 
oh^re encore et plus inöbranlable (Lerminier).^^ 

Den anderen geht umgekehrt die vorgeschlagene Reform zu 
wenig weit, sie ^rentiere sich nicht" ; das Gemeinwesen werde selten 
in den l all kommen, einen Nachlabs zu erwerben; in der Regel 

Lertninier, philoaophie du droit I B. 158. 
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werde noch ein erbberechtigter Terwandier da sein und in den sel- 
tenen Fällen, wo dies nicht zutreffe, werde der. Erblasser durch Te- 
stament einen Erben bezeiebnet haben. Diese ganze an sieb richtige 

Argumentation übersieht aber, was die Erbrechtsreform anstrebt. 

Wir wollen mit der Ketorm des Wi brechts nicht in erster Linie 
dem Stnat neue Kinualinn-n versehaft'en. Was wir wollen und was 
nottut, ist etwas anderes; wir wollen — um mit einem neueren Schrift- 
steller (liaroii) zu reden — das Erbrecht wieder „mit Ideen lullen 
und den juristischen idealismua in dasselbe zuröekführen". "Wir wollen 
ein Erbrecht schaffen, das wir anerkennen, nicht nur deswegen, weil 
es eine altüberlieferte Institution ist, die wir überkommen haben, 
soridfMn deswegen, weil wir von seiner Gerechtigkeit überzeugt sind. 
Denn auch für das Erbrecht gilt wie für alle Xormen des positiven 
Rechts der Satz, dass ein (iesetz nicht dadurch schon stark und fest- 
gefügt ist, dass es uns mit absoluter Autorität formal bindet und ver- 
pflichtet, sondern schliesshch doch immer nur dadiu'oh, dass es uns 
beherrscht durch die Kraft seiner Ideen, dass es unser Herz bezwingt 
und unsem Gerechtigkeitssinn befriedigt. 



•C=3 3 



Digitized by Google 



ART. INSTITUT ORELL FÜSSLI, Abteilung Verlag, in ZÜRICH. 



Schweizer-Zeitf ragen : 

Heft 26. Curti, I>r. Eugen. Neao Irrwege der sohweizerisohoa Eüenbahupolitik. Ein 

Beitrag zur Kritik der EisenbahnnoTelle. (56 S.) 1. — 

w 27. Studien über Schweiz. Eisonbahnfrogen. (90 S. mit 8 graph. Tafoln), Fr. 8. 50, Mk. 8. — 
U Pi« nar KonwlbAhnra Im Uoht« der Statiitik. — 2. Ubsom Alpcnbahn«!. 
e. TTnMf« SeksodlrlMluieii. — 4. Die R1i«klauiir«ft«ce. 

« 88. Flachsmann, J. Anregungen für das neue zürcb. Kotariats-Oesctz. (23 S.) 1. — 

a 89. Mein, Professor Dr., F. Die clektriachen Stark« und SchvAChstromanlageii 

und die Gesetzgebung. (59 S.) 1. 5ü 

,1 80. Mein, Profc^^sor Dr., F. Der schweizerieehe Oesetsetentwurf Ober die elek- 

trisrhen Stark- und Sohwach-stromanlagen. (56 S.) 1.60 
31. Metli, Professor Dr., F. Die Kodifikation des scbweiser. Privat- u. Strafireohts. 

(124 8.) 8.— 

„ 88. Melli, Professor Dr., F. Der gosetzgeberiwdift Kampf gegen SchAdigungAD 
im Baubandwerk, in dor illoyidea Konkurreiu und im Kreditweien. Brei 
GesetzgebangsfragcD. (71 S.) 2. — 

n 33. Guyei^Freuler, Ed. Ej-itisehe Betraohtangeii Ober Staats- u, G-emelnde-Hanshali 

(39 S.) 1.20 

„ 34. Steiger, Dr. jur., J. Trusts und Kartelle im Ausland und in dor Schweiz. (53 S.) 1. — > 

„ 35. Seidel, Rob. Die Schule der Zukunft, eine Arbeitsschule. Kritik und Er- 
gänzung des Yortrages Ton Stadtsehulrat Dr. Kerschenateiner ans Hflnehen. 
(32 S.) —.80 

„ 36. Hitzig, Prof. Dr, H. F. Die Grenzen des Erbrechts. Akad. Rathaui^vorn a? ] — 
(34 S.) Die bammlung unrd forlffefiU*rt. 

TEChNISCME MlTTEILUNQEN 

ei5CNBANNWE5EN r=^ BAU- und m^ENIEUR- 
ELEKTROTECHMIK ™ WISSENSCHAFTEN 
□ B n 

U«ll 1. KSnigsfold«!!. Heil- und Pflege-AMtalt des Kantons Aargau. (Ein« banteehniBebe 

Skizze.) (19 S.) S''. Mit 1 Situationsplan, 3 Grundr. und 6 Holzschn. 1. — 

9 2. Elektrische Signalscheiben fOr Eisenbahnen. Beschreibung nebst Instruktion fflr 
Aufstellung und Behandlung derselben, von Dr. M. Jiipp. (50 ü.) Mit 37 
ninftrationen und 1 Tafel. 1.50. 

„ 8. Die Alpenlokomotive der Zukunft. (Fahlies System mit symmetrisoh artikulierten 

Motoigi'ätellon.) Resultate aus dem Betriebe mit Dupl ex-Maschinen, nach 
^Practical Evidenco of the Working of the Fairlie Engine" zusammengestellt 
von A. BrunneTy Ingenieur. Einsige antortnerte deutsehe Ausgabe. (25 B.) 8^. 

„ 4. Die Elektro-dynamische Maschine und der MinenzUnd • Apparat des Ingenieur Emil 

Bürgin von Basel. Beschrieben von C, i//rzc?-öys», Maschinen-Ingenieur. (16 S.) 8*^. 

Mit 5 Tafeln. 1.— 
, 5. Oer Zoologische Garten in Basel und dessen Tierwohnungen von G. Keiitrhon^ 

Architekt in Basel. (8 S.) 8'^. Mit 1 .Sit.-l'iau und 7 Tafeln. 1. — 

a 6* Das Wasserglas, seine Natur und »oino Bedtnitung für die Industrio und Technik. 

Von Dr. /fermann ^fp/c^*, kgl. Gewerbeschullehrer in Kolilenz. (4(18.) S". 2. — 
„ 7. Mein Gutachten Ober A. Thomnens „Gotthardbahn". Bemerkungen zur Keform 

dieses Unternehmen«. Von W. Hdlwag^ Oberingenieur der Gottbardbahn. 

m S.) 80. Mit Tafeln. 1.60 

, 8. Die Entbindungsanstalt in Bern, ^on F. Sahisberg^ Kantousbaumeister. (20 S.) 

Hit 4 Tafeln. 1.— 

Vortsi'tzii ng n )nst( hoid! 
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Heft 9. Die Bergbahn-Systeme vom Standpunkte der theoret. Maschinenlehre. Ton Alhrt 
l'lieijHtr^ Prof. der tecbn. Meckauik und theoret. Maschinenlehre am eidg. 
Polyteehnikom in Zllrieh. (140 S.) 8». Mit 13 Figuren. 8.— 

, 10. Die elektrischen Uhren. Mit besonderer Rücksicht auf die von Hipp koDstraierien 

Regulatoren und Zeigerwerke. Von Dr. H. F'-hnfthdi, Prof. der Akademie 
^ieuchätel. (IV, 48 S.) Mit 25 Fig. im Text und 2 Tafeln. 3.— 

« 11. Bericilt lliier StrasseobatineH, Tramwtys omi derm Einfillirttiig in ZOridi. hu Auf- 
trage der Gemeindekommission der Stadt Zürich und der Ausgemeindon erstattet 
durch A. liiirUi-Zie(/ln\ städtischer Ingenieur, und P. E. Huber, Direlctor des 
Geiverbemuseums. (VIIJ, 150 S.) Bf*. Mit 12 Fig. und 2 Tafehi. 4.-- 

, 12. Ol« Baattriiia der Sehwtis, deten Gowidii, Festigkeit, Yorkoomieii md Prdse. Im 

Auffra;::e fies Schweiz. Ingenieur- und Architckten-Tereina lusanuneiigeetellt von 

Il'nis r. Mnralt, lii-eaicur. flV. 57 Sj y". 1,50 

. 13. Statistik der Lokomotiven, Dampikessel und Oampfmascliinen der Schweiz 1877. Vou 
Roman Äht, (54 8.) 8». Mit 4 Tab. u. 1 Tafel. 2 

14. GrÖsste Abflussmenoen bei städUschen Abzugskanälen. Mit besonderer Berück- 
sichtigung der Überschwemmungen in der Umgegend von Zürich im Juni 1875 
und der Verbauung des Wolf baches in Zürich. Von A, Burkli-Zieyler^ »tädt. 
Ingenieur. (68 S.) »o. Mit 8 Tafeln. 2. 50 

« 15. Der einspurige Zwillingstunnel, seine Bcdciitun^^ im Ei^^cnbahnban und seine Aus- 
führung. Vou den Ingenieuren ii. Grandjean und R. Williams. (24 S.) 8**. 
Mit 9 Tafeln. 2.— 

a 16. Die Seilbahn am Giessbach im Bf-rn« r. Oberland. Yen Bcman Ahty Ingetdeur 

(7;i S.) Mit -i Tafeln. ( VorgritFi-u !) 2. — 

« 17. Der Durchschlag des St. Golthard-Tunnels und seine Vollendung. Eiue vergleichende 
Studie über die bedeutenderen Tunnelbauten der Gegenwart von M. Könyves- 
Töth, Ingenieur. (VIII« 310 8.) 8». Mit S Tafeln. Fr. 6. — M. 5. 50 

« 18. Warmluftheizung mit kontinuierlicher Feuerung, Von c. Lasiu.^, Pru'^os or am eidg. 

Polytecluiikuiii in Zürich. (26 8) 8°. Mit 8 Figuren und 1 Tafel. t. — 

, 18. Oer Asphalt und seine Verwendung in der Bautechnik. Von J, T. Zeder, Ingenieur 
in Solothum. (28 8.) ffi, 1. — 

« 20. Die Stoilenförderung hm TimneAni. Von F, Bergemann, Ingenieur. (54 S.) 8°. 

Mit 3 Tafeln. Fr. 3. — M. 2.— 

« 21. Die Feueriösch'Präparate und ihr praktischer ^(utzen. Von M. Eberhardt, Ingen. 

aas Mtlneben. (82 8.) 8^. Mit 2 lithogr. Tafeln. 1. — 

, 22. Ventilation und Luftbefeuchtung In der Praxis. Erfahrungen in den Spinnereien der 

Fi:ii.:i TTriiiti. h i:-,:nz. /fhich. (17 S.) 8P. Mit 2 Figuren. Fr. 1.25 M. 1. — 

j, 23. Uasere heutige Anschauung über Elektrizität. Experimentalvortrag von Dr. G. 

Eichhorn. (30 8.) 8». Mit 10 Abbildungen. 1, — 

, 24. Dia medero» drahHeM Telegraphie. Domonstrationsvortrag von Dr. G, Einhorn, 

(27 S.) 8». Mit 11 Abbildungen. 1. — 

, 25. Fortschritte In der drahtlosen Telegraphie. Drcihtlose Tel^Mionie. Von Dr. G. 

Eichhorn. (32 8.) 8". Mit 18 Abbild uuf^n. 1.50 

JHe üammlung wird fort^eaetzt. 
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